SCHLESWIG-
HOLSTEINISCHER
LANDTAG

Landeshaus, Dusternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

An den

Vorsitzenden des Wirtschafts- und
Digitalisierungsausschusses

Herrn Claus Christian Claussen, MdL
im Hause

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/2428

an alle Ausschusse des Landtags

Sehr geehrter Herr Claussen,

beigefligt sende ich lhnen die Beschliisse der 36. Veranstaltung ,Jugend im
Landtag®, die vom 01. Bis 03. Dezember im Schleswig-Holsteinischen Landtag
stattgefunden hat.

In Absprache mit der Arbeitsgruppe ,Jugend im Landtag®, in der Reprasentanten
des Landesjugendrings, das Prasidium von ,Jugend im Landtag“ und die jugend-
politischen Sprecherinnen und jugendpolitischen Sprecher der Landtagsfraktio-
nen vertreten sind, bitte ich darum, die Beschlisse, die lhren Fachausschuss
betreffen, zur Kenntnis zu nehmen und zu beraten.

Vom Ausschuss ist dann zu entscheiden, ob und mit welchen Forderungen der
Jugendlichen sich das Plenum befassen soll.

Mit freundlichen GriRRen

Lo e Le/1N—

Kiel, 19. Dezember 2023


Textfeld

Textfeld


Beschliisse

der 36. Veranstaltung Jugend im Landtag
01.Bis 03. Dezember 2023

Anlage: Eingereichte Antrage



Arbeitskreis 1
Gesundheit — Soziales — Energie - Umwelt - Verkehr

Jil 36/5 NEU NEU

Einfihrung eines Werbeverbots fir Lebensmittel mit hohem Gehalt an gesattigten
Fettsduren, Salz und Zucker

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass ein Werbeverbot fir Lebensmittel mit einem zu hohen Gehalt an
gesattigten Fettsauren, Salz und Zucker auf Plattformen im Internet und Fernsehen, die sich
spezifisch an Kinder richten, eingefiihrt wird. Im Zuge dieser Malnahme soll ein Grenzwert
vereinbart werden. Ergénzend sollen PraventionsmafRhahmen in Schulen ergriffen werden,
um vor allem Kinder und Jugendliche aufzuklaren und einer inadaquaten Ernahrungskultur
vorzubeugen.

JiL36/16+17 NEU NEU

Die Ostsee schiitzen — den Nationalpark einfihren

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, ein
Gutachten erstellen zu lassen, inwieweit ein ,Nationalpark Ostsee* zielflihrender ist als freie
KistenschutzmaRnahmen, um das maritime Okosystem zu bewahren und in seiner Form in
der Zukunft zu erhalten und zwingend zu verbessern. Umweltiiberwachung und -analyse
sollen an einer Art ,Runden Tisch " mit Vertretern aller Parteien und Fachleuten
ausgearbeitet werden, die von einer Entscheidung in der Frage um einen ,Nationalpark
Ostsee” betroffen sind. Es ist unerlasslich, eine umfassende Analyse der
Umweltbedingungen in der Ostsee durchzufiihren. Diese umfasst die Untersuchung der
Wasserqualitat, des Okosystems und moglicher Gefahrenquellen, um gezielte
Lésungsansatze zu entwickeln. Dem Ergebnis der Analyse sollen direkt entsprechende
MalRnahmen folgen.

JiL36/15 NEU NEU

Naturschutzgebiete besser schiitzen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
mehr Naturschutzgebiete sowie genau formulierte und strengere MaRnahmen flr
Naturschutzgebiete einzusetzen.

Jil 36/20 NEU NEU

Verbesserung des o6ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) in Schleswig-Holstein
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass das o6ffentliche Nahverkehrssystem in Schleswig-Holstein weiter
evaluiert, das Streckennetz ausgebaut, die Taktung erhéht und die Umsetzung von
Malnahmen zur Verbesserung priorisiert wird. Zudem sollen die Méglichkeiten zur
Einrichtung von Ruftaxen ausgebaut werden. Der regulatorische Rahmen fiir mietbare E-
Scooter und E-Bikes soll zudem weiter und toleranter gestrickt werden.

JiL36/1

Die gescheiterte deutsche Drogenpolitik beenden!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
eine Entkriminalisierung des Konsums aller Drogen fir Volljahrige und ein verbessertes
Hilfsangebot fiir Drogenabhéngige einzusetzen. Die deutsche Drogenpolitik der letzten
Jahrzehnte ist gescheitert. Immer mehr Leute werden in die Kriminalitat gedrangt und ftr
ihren Konsum stigmatisiert. Hilfsangebote, um Drogenabh&ngigen zu helfen, gibt es dagegen
zu wenige. Daher fordert Jugend im Landtag:



o Den akzeptierenden Ansatz anstelle des bisher verfolgten repressiven Ansatzes zur
Grundlage der Drogenpolitik zu machen.

¢ Die Entkriminalisierung des Konsums und des Besitzes von Kleinstmengen aller
Drogen fur Volljahrige.

e Die Schaffung von Raumen fir kontrollierten Konsum, in denen Drogen konsumiert
werden kénnen, ohne dass andere Mitblrger gestort werden.

o Auf kommunaler Ebene Drug-Checking-Angebote zu etablieren, sodass
Konsumenten Substanzen auf Reinheit prifen konnen.

o Verstarktes Angebot von Streetworkern und Beratungsstellen an Drogen-HotSpots.

o Den Aufbau von Einrichtungen zum betreuten Wohnen mit geschultem Fachpersonal
im Anschluss an den Entzug, um Rickféalle zu verhindern.

o Konzepte fur eine bessere Unterstiitzung von Alkoholsiichtigen anzubieten, auch in

Kooperation mit Arbeitgebern.

Verbindliche Drogenpravention an jeder Schule.

Eine verbesserte Finanzierung von Drogenhilfen.

Die Verbesserung von Informierungsmoglichkeiten tber Drogen.

Eine begleitende Repression (unter anderem mobile Rontgenanlagen am Hamburger

Hafen gegen Drogenschmuggel).

¢ Die Optimierung von Programmen zur Rehabilitation von Drogenabhéngigen.

JiL36/2 NEU

Drug-Checking

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafir einzusetzen, das sogenannte Drug-Checking fir legale und illegale Drogen ohne
strafrechtliche Verfolgung und in Verbindung mit Beratungsangeboten kostenfrei zu
ermdglichen.

JiL36/6 NEU

Forderpramie fir Periodenartikelspender an weiterfihrenden Schulen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafur einzusetzen, eine Forderpramie fur kostenfreie, nachhaltige und komfortable bzw. fir
die Intimflora nicht schadlichen (Einweg-)Periodenartikel und Periodenartikelspender in allen
offentlichen Einrichtungen in Schleswig-Holstein einzufthren.

JiL36/9

Starkung der Ehrenamtskarte

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafur einzusetzen, die Ehrenamtskarte auch durch Vergunstigungen im eigenen
Verantwortungsbereich zu starken, um so flir Kommunen und private Anbieter mit positivem
Beispiel voranzugehen. Konkret wére eine Verginstigung im offentlichen Nahverkehr
denkbar, auch weil Ehrenamt Giberwiegend kausal mit Mobilitat verknipft ist. Mitunter sollten
auch verschiedene Zeitkarten, unter anderem das Deutschlandticket, inbegriffen sein.

JiL36/7 NEU

Kostenlose Periodenartikel und Verhitungsmittel in 6ffentlichen Einrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafir einzusetzen, dass kostenlose Periodenartikel und Verhitungsmittel (Kondome und
Femidome) mit zusétzlichem Informationsmaterial in dffentlichen Einrichtungen kostenfrei
angeboten werden.

JiL36/8 NEU
Durchgehendes Ferienprogramm in Schulen



Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflrr einzusetzen, dass eine durchgehende, verbindliche Vermittlung von Angeboten von
Ferienprogrammen, Ferienjobs und Bildungsangeboten in Schulen fur Kinder gewéhrleistet
werden kann. Aul3erschulische Ferienprogramme sollen ausgeweitet und gefordert werden,
um die 20-tagige Betreuungsliicke zu schlieRen.

JiL36/19

Begleitetes Fahren bereits ab 16!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafur einzusetzen, dass, sobald die Moglichkeit daftr besteht, eine Modellregion fur
begleitetes Fahren von Autos ab 16 Jahren ausgerufen wird. Die Einflhrung des begleiteten
Fahrens ab 17 Jahren fur Autos kann riickwirkend als Erfolgsmodell bewertet werden.

JiL36/12 EU

Forderung von Senior:innen-Wohnangeboten im landlichen Raum

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, ein
Modellprojekt zu entwickeln, welches altersgerechte Wohngruppen/Wohngebiete fir
Senior:innen im landlichen Raum schafft. Diese Wohnangebote sollen so selbstbestimmt wie
mdoglich gestaltet werden und Mdglichkeiten bieten, bei altersbedingten Problemen und
Herausforderungen, die nicht allein zu bewaltigen sind, zu entlasten. Dieses Modellprojekt
soll begleitet und evaluiert und je nach Ergebnis flachendeckend etabliert werden.

JiL36/4

Keine Einweg-E-Zigaretten mehr

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich auf
Bundes- und EU-Ebene fiir ein striktes Verbot von Einweg-E-Zigaretten einzusetzen.

JiL36/10 NEU

Gesetz gegen Lebensmittelverschwendung

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
ein Gesetz zum Verbot fur das Wegwerfen von Lebensmitteln seitens des Einzelhandels
einzusetzen, um die prekare Situation der Tafeln zu verbessern. Dabei werden Tafeln nicht
verpflichtet, Lebensmittelspenden anzunehmen. Au3erdem soll sich die Landesregierung fur
eine dementsprechende Bundesratsinitiative einsetzen, um dies bundesweit zu ermdglichen.

JiL36/11 NEU

Erhéhung der Zahl der Wohnungen in der Nahe von Hamburg

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, die Anzahl von Wohnungen in der Nahe von Hamburg zu erhéhen.
Zudem soll vor allem der soziale Wohnungsbau vorangetrieben werden, da es gerade im
Hamburger Speckgtrtel an bezahlbaren Wohnungen fehlt.

JiL36/13 NEU

Der Lichtverschmutzung entgegenwirken: bedarfsgerechte, mitlaufende
klimafreundliche StralRenbeleuchtung!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafur einzusetzen, aufgrund der zunehmenden Lichtverschmutzung unverziiglich ein
Pilotprojekt fur StraRenbeleuchtungen der LandstralRen auf sogenannte bedarfsgerechte
mitlaufende Beleuchtung umzusetzen. Diese Beleuchtung erkennt zuverlassig nachts durch
bspw. Warmesensoren, ob das Licht gebraucht wird und schaltet sich dementsprechend ein.
Den Kreisen und Kommunen sollen bei Erfolg des Pilotprojektes Foérdergelder bereitgestellt
werden, um bei der Umstellung der StralR3enlaternen der Stral3en im Besitz der Kreise und
Kommunen zu unterstutzen.



JiL36/22

Einrichtung von Ticket-Zonen am Bahnhof

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
die Einrichtung von sogenannten Ticket-Zonen an gro3eren Bahnhofen in Schleswig-
Holstein einzusetzen, in denen sich nur Personen mit gultigen Fahrkarten aufhalten dirfen.
Die Geschéfte und Restaurants sollen aufRerhalb dieser Zonen liegen und weiterhin 6ffentlich
zuganglich bleiben. Auzerdem soll eine Installation von Ticket-Schranken geprift werden.

JiL36/23

Deutschlandticket erhalten, preisstabil bleiben und OPNV weiter attraktiv machen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und das Ministerium fur
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein
werden aufgefordert, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, dass das Deutschlandticket
langfristig erhalten bleibt und dabei nicht teurer wird. AuRerdem sollen der Ausbau und die
Verlasslichkeit von offentlichen Verkehrsmitteln weiter unterstitzt und geférdert und
attraktive Angebote fir junge Menschen geschaffen werden. Die Kosten hierfir sollen
hauptséachlich durch Kiirzungen von umweltschadigenden Subventionen getragen werden..

Arbeitskreis 2
Bildungssystem - Unterrichtsqualitat

JiL36/34+36-42 NEU

Lernen fur das Leben statt fur Latein!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafir einzusetzen, ...

....dass in den Lehrplan die Integration von ,aktuellen Themen® im Rahmen des
Schulunterrichts verpflichtend wochentlich, eingebunden und im Unterreicht behandelt
werden soll. Hierbei sollen die Schiler:innen lernen, ihre Meinung zu auf3ern und
Geschehnisse einzuordnen und zu verarbeiten. Die Einbindung in den Unterricht oder als
erganzendes Fach obliegt der Schule.

....dass mehr Elemente fir die Vorbereitung auf das spatere Leben in die Lehrplane fur alle
weiterfiihrenden Schulformen fir das Land Schleswig-Holstein aufgenommen werden.
Sinnvolle Inhalte sollen bei einer aussagekraftigen Zahl von jungen Erwachsenen
nachgefragt werden und demnach in einen neuerschaffenden ,Verbraucherbildungskurs®
eingebunden werden. Gute Beispiele waren Finanzlehre, Haushaltslehre und
Ernahrungslehre. Hierbei muss darauf geachtet werden, dass der Unterricht neutral ohne
Wertung oder Neigungen stattfindet.

... dass der einjahrige ,Medienkompetenz®-Unterricht an weiterfiihrenden Schulen
verpflichtend wird und die fir die Lehrkréfte hierzu notwendigen Fortbildungen zur Verfligung
gestellt werden. Zudem werden sie dazu aufgefordert, weitere medienpadagogische
MalRnahmen fir Grundschulen und weiterfiilhrende Schulen zu prifen und ggf. zu fordern.
... dass jede:r Schiler:in ein freiwilliger Schulkurs mit dem Themenschwerpunkt
Erinnerungskultur in Bezug auf den Holocaust und den Nationalsozialismus angeboten wird
und die hierfur notwendigen Foérdergelder bereitgestellt werden.

JiL36/45+46+47+48 NEU

Regelmalige Erste-Hilfe-Kurse an Schulen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert,
verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse einmal pro Jahr ab der ersten Klasse im Schulunterricht
einzufihren.



JiL36/31 NEU NEU

Keine Benotung von Sport, Musik, Darstellendes Spiel und Kunst

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflrr einzusetzen, dass Schiler:innen in den Fachern Kunst, Musik, Darstellendes Spiel und
Sport nicht in praktischen Ubungsaufgaben bewertet werden. Dies gilt nicht, wenn dieses
Fach als profilgebendes Fach unterrichtet wird.

JiL36/28 NEU NEU

Keine Hausaufgaben in der Oberstufe

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflrr einzusetzen, dass das Erledigen von Hausaufgaben in der Oberstufe keinen Einfluss
auf die Bewertung hat. Bei freiwilliger Abgabe und auf Wunsch des/ der Schuler:in kann die
Leistung von der Lehrkraft bewertet werden.

JiL36/25 NEU

Keine Einsparungen in der Bildung!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflr einzusetzen, dass dem Bildungssystem deutlich mehr Geld zur Verfiigung gestellt wird,
als es aktuell der Fall ist. Es miissen ausreichend finanzielle Ressourcen zur Verfligung
stehen, um die Kosten aller Lernmittel vom Land finanzieren zu lassen. Digitale
Unterrichtsmaterialien sind als Teil dessen zu betrachten. Es mussen Erhebungen
durchgefuhrt werden, um zu erfahren, wie viel Geld Eltern fir Lernmittel und weitere
Bildungskosten ausgeben. Diese Erhebung soll dazu dienen, zielgerichtet Kosten zu
reduzieren. Unabhangig davon muss das Bildungsministerium unnétige Kosten reduzieren.

JiL36/33

Nachteilsausgleich fir Schiler:innen mit Rechenschwache

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass in Schleswig-Holsteinischen Schulen ein Nachteilsausgleich fur
Schuler:innen mit Rechenschwéche eingefihrt wird. Im Gegensatz zu Schiler:innen mit
Lese- und Rechtschreibschwéche (Legasthenie) gibt es fiir Schiler:innen mit einer
Rechenschwéche keinen Nachteilsausgleich. Ihre Beeintrachtigung darf weder in der
Notenvergabe noch in der Zeit, die sie fur Klausur brauchen, beriicksichtigt werden. Dies ist
unabdingbar, um bei schulischen Leistungsnachweisen fur Gerechtigkeit zu sorgen.

JiL36/32 NEU

Leitfaden fur Diskriminierung an Schulen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, als
Resolution an das Bildungsministerium dem Vorschlag zu folgen, die Schulleitungen
aufzufordern, den Vorschlag in allen Schulkonferenzen einzubringen, dass alle Lehrkréafte
Uber den angehangten Leitfaden informiert werden und in jeglichen Fallen von
Diskriminierung, Mobbing, etc. nach diesem Handeln. Dieser Leitfaden ist am Anfang jeden
Schuljahres auf Lehrkraftekonferenzen als ersten Tagesordnungspunkt, den Lehrkraften und
Schulsozialarbeiter:innen sowie der Schiler:innenvertretung und Elternvertreter:innen,
vorzustellen.

Leitfaden gegen Diskriminierung an Schulen
Wie in Féllen von Mobbing, Diskriminierung und Benachteiligung von Schiler:innen
verpflichtend zu handeln ist.
Wichtig ist, dass in Féllen von Problemen, bei denen sie nicht weiterwissen oder mit denen
Sie sich unwohl fuhlen, eine (sozial-)padagogische Fachkraft hinzuziehen!
Nach folgendem Muster sollen Sie handeln, wenn Schiiler:innen Sie aktiv um Hilfe bitten
oder Sie in jene Situationen einweihen:

1. Horen Sie der betroffenen Person genau zu und nehmen Sie die Probleme ernst.




2. Sprechen Sie der Person gut zu und lassen Sie sie wissen, dass sie keine Schuld
betrifft.

3. Machen Sie die Person auf Hilfsangebote aufmerksam.

4. Besprechen Sie mit der Person, wen Sie eventuell einweihen wollen
(Erziehungsberechtigte, (Sozial-)Padagog:innen, etc.) und was mdagliche
Ldsungsansatze waren.

Sprechen Sie nicht unaufgefordert mit dem:der Tater:in, da dies die Situation
maoglicherweise verschlimmert

5. Stellen Sie sicher, dass die betroffenen Personen (Opfer und Téater:in) im schulischen
Rahmen nicht miteinander konfrontiert werden, bis die Problemlage aufgelost wurde.

6. Suchen Sie, wenn es mit dem Opfer abgesprochen wurde, das Gesprach mit
dem:der Tater:in und versuchen Sie die Problemlage aufzulésen. Ziehen Sie, je nach
Vereinbarung, das Opfer hinzu.

7. Ubergeben Sie im Zweifel an die bei ,4.“ vereinbarten Personen.

Wichtig: Es muss in allen Fallen eine Handlung erfolgen (von Ihnen oder von Anderen)!
Nach folgendem Muster sollen Sie handeln, wenn Sie eine Situation beobachten, in der ein:e
Schuler:in gemobbt, diskriminiert und/oder benachteiligt wird:

1. Interpretieren Sie nichts in die Situation hinein, da Sie die Hintergriinde nicht kennen.

2. Sprechen Sie das vermeintliche Opfer vorsichtig auf lhren Verdacht an.

3. Wenn sich lhre Vermutungen bestéatigen sollten und das Opfer damit einverstanden
ist, handeln Sie nach dem obigen Muster.

Wichtig: Sprechen Sie das vermeintliche Opfer in jedem Fall an und behalten Sie Ihren
Verdacht nicht fur sich!

JiL36/29 NEU NEU

Evaluationsportal fir Befragungen zum Unterricht in ganz Schleswig-Holstein
verpflichtend einflhren

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, die
Nutzung eines Evaluationsportals wie zum Beispiel LeOnie.SH, flr ein verpflichtendes
Feedback der Schiler:innen an die Lehrkrafte einheitlich fir alle Schulen in Schleswig-
Holstein einzusetzen. Die Fragen fur das Feedback sollen sich an den neusten
bildungswissenschatftlichen Erkenntnissen orientieren. Das Feedback soll anonym sein und
zusatzlich von einer aulRenstehenden Person ausgewertet werden.

JiL36/35 NEU

Informations- und Diskussionsveranstaltungen zu aktuellen Geschehnissen in
weiterfihrenden Schulen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung sowie das Ministerium far
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass zu aktuellen politischen und gesellschaftlichen Geschehnissen
flachendeckend geeignete Informationsmoglichkeiten in weiterfihrenden Schulen angeboten
werden. Hierzu soll mit Organisationen wie Kreisjugendringen, Landesjugendringen,
Stadtjugendringen, etc. zusammengearbeitet werden, um Konzepte und Durchflihrung fiir
solche Veranstaltungen voranzutreiben und voneinander zu profitieren.

JiL36/26

Umgang mit dem IQB-Bildungstrend

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung sowie das Ministerium fur
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein werden aufgefordert, sich
fur umfassende Reformen des Deutschunterrichts in der Grund- und weiterfiilhrenden Schule
in Zusammenarbeit mit den Vertretungen der betroffenen Parteien einzusetzen. Zudem
werden das Bildungsministerium sowie die Kultusministerkonferenz aufgefordert, sich dafir
einzusetzen, fur die einzelnen Facher angemessene Erleichterungen fir die
Abschlussprifungen aller Schiler:innen festzulegen. Diese sollen dazu dienen,
Schuler:innen, welche von denen im IQB-Bildungstrend analysierten Nachteilen betroffen



sind, zwischenzeitlich ein vergleichbares Abi zu garantieren. Langfristig sollen aber auch
diese nicht bestehen, und abgeschafft werden, sobald sie dafir nicht mehr nétig sind. Zuletzt
sollen die Schiler:innen, welche die grof3ten Schwierigkeiten haben weiterhin tber
Nachhilfeprogramme Unterstiitzung erhalten. Der Landtag wird aufgefordert, sich dafur
einzusetzen, dass das Ministerium hierzu verpflichtend finanzielle Mittel zur Verfiigung stellt,
um dies umzusetzen.

JiL36/24 NEU

Vorantreiben der Digitalisierung

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflrr einzusetzen, die Digitalisierung des Schulsystems fir einheitliche Unterrichtsstande in
Schulen schneller voranzutreiben, um fiir alle Schiler:innen die zukinftige schulische und
berufliche Entwicklung flexibler zu gestalten.

Jil 36/30 NEU

Einfihrung eines einheitlichen Notensystems an Schulen in Schleswig-Holstein

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich in
Zusammenarbeit mit Bildungsexperten fir ein einheitliches Notensystem fliir Schulen ab der
weiterfihrenden Schule einzusetzen, sofern Noten in einem Fach vergeben werden, um
Transparenz und Fairness in der Schiler:innenbewertung zu fordern. Hierbei sollen
alternative Schulformen wie Waldorfschulen oder Montessori-Schulen ausgenommen
werden.

JiL36/43 NEU

Schulgarten fordern

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
eine Forderpramie fur die Anlegung von Schulgarten sowie die Einbringung in den
Schulunterricht an weiterfuhrenden Schulen einzusetzen.

Arbeitskreis 3
Partizipation — Inneres - Recht

JiL36/49 NEU NEU

Waéhlen ab 16 auf Bundesebene

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich flr
ein aktives Wahlrecht ab 16 auf Kommunal-, Kreis-, Landes- und Bundesebene einzusetzen.
Dies soll verbunden werden mit der Forderung politischer Bildung an Schulen, wie
beispielsweise Unterrichtseinheiten rund ums Thema Wahlen im Zeitraum vor einer Wahl.

JiL36/58 NEU NEU

Den Glauben demokratisieren und auf Zukunftskurs bringen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und die Schleswig-
Holsteinischen Mitglieder des Bundestages werden aufgefordert, die Trennung von Staat
und Kirche umzusetzen.

Folgende Anderungen von der Bundespolitik aktiv und von der Landespolitik als
unterstitzendes Organ im Bundesrat gefordert:

1. Trennung von Staat und Kirche:

a. Die christliche Kirche darf gegeniber einem normalen eingetragenen Verein keine
Privilegien mehr haben. Samtliche Sondergesetze zur Kirche sind alternativios abzuschaffen.
Jetzige Strukturen mussen sich &ndern. Ansonsten wirde das aktuelle Handeln der Kirche in
vielen Punkten als Straftat angesehen und zur Verurteilung gebracht werden.



b. Die Bezahlung von Kirchen-Angestellten sowie die Erbringung jedweder
Dienstleistungen sowie das Eintreiben der Kirchensteuer durch das Finanzamt wird ebenfalls
alternativlos abgeschafft.

C. Samtliche Reparationszahlungen des Staates an die Kirchen werden sofort gestoppt
und gehdren der Vergangenheit an.

d. Es wird festgehalten, dass nie wieder eine Glaubensgemeinschaft einseitig bevorzugt
wird.

2. Kirche muss mehr in die Verantwortung

Die Kirche muss sich finanziell fur die von ihr betriebenen Einrichtungen mehr engagieren.

3. Die Anderung der Rechtsform der Kirchen

Aktuell sind beide Konfessionen der deutschen Kirchen Anstalten des 6ffentlichen Rechts.
Die Kirchen sollen zu eingetragenen Vereinen umgewandelt und samtliche Mitglieder der
Kirche als Mitglieder aufgenommen werden. Das wirde durch das Vereinsrecht nicht nur zu
einer Demokratisierung der Kirche fiihren, sondern auch weitaus mehr Transparenz und
Offenheit, die sich die Kirche so gerne zu Unrecht auf die Fahnen schreibt, hervorrufen. Ein
e.V. ware dartber hinaus auch nicht mehr so leicht zu bevorzugen, wie eine Anstalt
offentlichen Rechts.

JiL36/61 NEU NEU

Boller- und Feuerwerksverbot

Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag werden aufgefordert, sich im
Rahmen ihrer Mdglichkeiten flr ein Boller- und Feuerwerksverbot fir Privatpersonen
einzusetzen und ein entsprechendes Boéller- und Feuerwerksverbot als Bundesratsinitiative
einzubringen.

JiL36/66 NEU

Aufklarung tber Organspende verpflichten

Der Landtag in Schleswig-Holstein und die Landesregierung werden aufgefordert, sich dafur
einzusetzen, dass in allen in Schleswig-Holstein stattfindenden Erste-Hilfe-Kursen eine
Aufklarung Uber die Mdglichkeiten von Blutspende, Organspende, Knochenmarkspende und
Uber den Besitz eines Organspendeausweises verpflichtend eingefuhrt wird. Generell soll es
mehr Werbung fur diese Moglichkeiten geben. Zusatzlich soll auch an Schulen tber diese
Maoglichkeiten informiert werden.

JiL36/59 NEU

Notfallknopf im OPNV

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
Notfallknépfe im gesamten OPNV in SH einzusetzen. Durch diese soll moglichen Straftaten
sowie medizinischen Notféllen vorgebeugt werden.

JiL36/60

Den Rotstift bei Rote Rosen ansetzen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden dazu aufgefordert,
sich fur eine drastische Senkung des Rundfunkbeitrags einzusetzen. Der 6ffentlich-rechtliche
Rundfunk soll sich die Vermittlung von Nachrichten und Informationen als Kernaufgabe
setzen. SAmtliche anderen Formate, die hauptsachlich oder ausschlief3lich zur Unterhaltung
dienen, werden an privatwirtschaftliche Unternehmen verkauft. So sollen Birger:innen selbst
die Entscheidung treffen, ob sie diese Inhalte konsumieren méchten. Dadurch kénnen
insbesondere Haushalte mit geringem Einkommen finanziell entlastet werden.

JiL36/54

An den Koalitionsvertrag halten — gebt den LSVen ein Biiro!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und das Ministerium fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein werden aufgefordert, das im



Koalitionsvertrag festgehaltene Versprechen, eine ,eigenstandige, raumliche
Geschéftsstelle® flr die Landesschuler:innenvertretungen des Landes SH zur Verfiigung zu
stellen.

JiL36/63

Hundesteuer abschaffen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass die Hundesteuer abgeschafft wird.

JiL36/52

Ehrenamtliches Engagement starken: Mindestalter 16 fir Vereinsvorstande

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und das Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein werden dazu aufgefordert, sich
dafir einzusetzen, dass das Mindestalter fur Jugendliche, um ein Vorstandsamt in einem
nicht-wirtschaftlichen Verein zu bekleiden, auf 16 Jahre herabgesetzt wird. Zurzeit erlangen
Kinder nach Vollendung des siebenten Lebensjahres die beschrankte Geschéftsfahigkeit und
somit auch die Mdglichkeit ein solches Vorstandsamt zu bestreiten, jedoch nur mit der
Einwilligung der Erziehungsberechtigten. Diese zusatzliche Hirde ist, besonders im Hinblick
auf bspw. Amter in politischen Vereinen, nach Vollendung des 16. Lebensjahres nicht mehr
notwendig und soll abgeschafft werden, um das ehrenamtliche, politische und
gesellschaftliche Engagement Jugendlicher zu stérken.

JiL36/51 NEU

Junges Engagement férdern — Dachverband fur Jugendparlamente einfiihren

Die Landesregierung und das fur die Jugend zustandige Ministerium werden aufgefordert,
sich fur die Einfihrung eines Dachverbandes fiir Jugendparlamente oder dhnliche Formate
in Schleswig-Holstein einzusetzen.

Einige Bundeslander haben bereits Dachverbande fir Jugendparlamente. Diese bilden ein
Netzwerk verschiedenster Jugendvertretungen, um Erfahrungen auszutauschen,
gemeinsame Projekte zu initiieren, Jugendvertretungen beim Aufbau zu unterstiitzen und
eine vereinte Stimme gegentber der Politik zu bilden. Dieser Dachverband soll zukinftig
auch in Schleswig-Holstein eingefiihrt werden und diese Punkte starken.

JiL36/50 NEU

Starkung kommunaler Kinder- und Jugendvertretungen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich flr
eine rechtssichere Losung fir die Teilnahme von Beiraten, insbesondere Kinder- und
Jugendbeirate einzusetzen. Insbesondere sollen diese Antrags- und Rederecht in den
kommunalen Parlamenten bekommen.

Jil 36/67

Forderung der Wasserstofftechnologie im Kontext von Windenergie in Schleswig-
Holstein

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass die Forschung, Entwicklung und Anwendung von
Wasserstofftechnologien im Verbund mit Windenergie in Schleswig-Holstein aktiv geférdert
wird. Dies beinhaltet nicht nur die finanzielle Unterstlitzung von Forschungsprojekten,
sondern auch den Ausbau der erforderlichen Infrastruktur und die konkrete Implementierung
von umweltfreundlichen Wasserstoffanwendungen im Energiemix des Landes.

Jil 36/53

Forderung der Jugendlichen: Ausbau und Vielfalt von Freizeitangeboten in Stadt und
Land

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafirr einzusetzen, den Ausbau und die Vielfalt von Freizeitangeboten fur Jugendliche in
Schleswig-Holstein zu fordern. Es sollen Malinahmen ergriffen werden, um tber die



Vereinsarbeit hinaus Angebote sowohl in Stadten als auch im landlichen Raum zu schaffen.
Dies beinhaltet die Schaffung von Jugendzentren und Treffpunkten, die Férderung von
Sport- und Kulturangeboten sowie die Implementierung digitaler Freizeitangebote.



Eingereichte Antrage
Jugend im Landtag 2023

Antrage Arbeitskreis 1
Gesundheit — Soziales — Energie - Umwelt - Verkehr

AK1

JiL36/1
Die gescheiterte deutsche Drogenpolitik beenden!
Antragsteller/Antragstellerin: Tristan Schlabritz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung
Antrag:
»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fir eine Entkriminalisierung des
Konsums aller Drogen fir volljahrige und ein verbessertes Hilfsangebot fiir Drogenabhangige
einzusetzen. Die deutsche Drogenpolitik der letzten Jahrzehnte ist gescheitert. Immer mehr
Leute werden in die Kriminalitdt gedrangt und fir ihren Konsum stigmatisiert. Hilfsangebote
um Drogenabhd&gigen zu helfen gibt es dagegen zu wenige. Daher fordert Jugend im
Landtag:
- Den akzeptierenden Ansatz anstelle des bisher verfolgten repressiven Ansatzes zur
Grundlage der Drogenpolitik zu machen.
- Die Entkriminalisierung des Konsums und des Besitzes von Kleinstmengen fur alle
Drogen fir Volljahrige.
- Die Schaffung von Raumen fir kontrollierten Konsum, in denen Drogen konsumiert
werden kdnnen, ohne dass andere Mitblrger gestort werden.
- Auf kommunaler Ebene Drug-Checking-Angebote zu etablieren, sodass
Konsumenten Substanzen auf ihre Reinheit prufen kbénnen.
- Verstarktes Angebot von Streetworkern und Beratungsstellen an Drogen-HotSpots.
- Den Aufbau von Einrichtungen zum betreuten Wohnen mit geschultem Fachpersonal
im Anschluss an den Entzug, um Riickfalle zu verhindern.
- Konzepte flr eine bessere Unterstitzung von Alkoholsiichtigen anzubieten, auch in
Kooperation mit Arbeitgebern.
- Verbindliche Drogenpravention an jeder Schule.
- Eine verbesserte Finanzierung von Drogenhilfen.
- Die Verbesserung von Informierungsmaoglichkeiten tber Drogen.
- Eine begleitende Repression. (U. a. mobile Réntgenanlagen am Hafen in HH gegen
Drogenschmuggel).
- Die Optimierung von Programmen zur Rehabilitation von Drogenabh&angigen.

Begriindung:
Erfolgt miindlich.
Angenommen.

AK1
JiL36/2
Drug-Checking

Antragsteller/Antragstellerin: Max Liudtke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, fur die mogliche
Legalisierung von Cannabis, dass sogenannte Drug-Checking zu erméglichen.

Begrindung:

,Drug-Checking hat nicht nur eine praventive Wirkung, sondern kann Leben retten®

Kaum eine MaRRhahme im Bereich der Drogenpolitik ist so sinnvoll und tiefgreifend, wie die
Analyse von Drogen und die damit zwingend verbundene Beratung der Konsumierenden.
Die Zahl der Konsumierenden, sondern auch die der Drogentoten in Deutschland steigt
stetig Uber die Jahre an. Genau aus diesem Hintergrund missen und sollten wir dringend
auch auf Landesebene unsere Ansatze in der Drogenpolitik und MalZnahmen tUberdenken.
Dabei sollten vor allem alle erbringlichen Moglichkeiten nutzen, die sich uns bieten, um
suchtkranken Menschen zu helfen oder sie im Idealfall davor zu bewahren, tberhaupt
suchtkrank zu werden. Deswegen sollten wir auch bei einer méglichen Legalisierung von
Cannabis, das Drug-Checking Uber das Land verteilt angeboten werden. Beispiele aus
anderen Landern wie: Spanien, Frankreich oder auch die Niederlande zeigen deutlich das
diese Art und Weise nicht nur praventiv wirkt! Aber wir miissen nicht mal weit wegschauen
selbst in unserem Land, genauer gesagt in der Hauptstadt, wird das Checking angewandt
und erfreut sicher hoher Nachfrage. In der Hélfte aller untersuchten Fallen zeigt sich dort ein
erhohtes Risiko gestreckter Drogen und somit eine noch hohere Gefahr fur das eigene
Leben! Die dabei notwendigen Beratungsgesprachen bringen fir die sogenannten
Teilzeitkonsumierenden (Personen die beim Feiern Drogen konsumieren) eine sehr gute
Erkenntnis der Gefahr bei gestreckter

Drogen. Es soll sich nicht dabei um eine Verharmlosung oder Normalisierung der Einnahme
von Drogen sein, sondern nur um reine Aufklarung und Sensibilisierung handeln! Ein
weiteres beflirwortendes Argument zeigt sich auch wieder in der Bundeshauptstadt die
Umsetzung erfolgt Uber drei Anlaufstellen und die dabei anstehenden Kosten belaufen sich
gerade mal auf 200.000€ jahrlich! Dies ermoglicht uns bei geringen Kosten ein hohes
Potential zum Schutz und Aufklarung der Bevolkerung!

In geanderter Fassung angenommen.

AK1

JiL36/3
Nikotinfreie Vapes ab 16

Antragsteller/Antragstellerin: Joel Ressler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdége beschlief3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflr einzusetzen, dass nikotinfreie
Vapes schon ab 16 gekauft, besessen und konsumiert werden dirfen.

Vapes ohne Nikotin kénnen nicht abhangig machen und stellen eine bessere Alternative fur
Minderjahrige dar, statt sich meist illegal nikotinhaltige Vapes zu beschaffen. Der Verkauf
von nikotinfreien Liquids an Minderjahrige ist bereits erlaubt, somit ware eine Angleichung
der Altersgrenzen der einzig logische Schritt.

Begrindung:
Erfolgt mundlich.
Abgelehnt.

AK1



JiL36/4
Antragssteller: Justus Hartmann

Keine einmal E-Zigaretten mehr
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

,,Jugend im Landtag"” mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fir ein striktes Verbot von
einmal E-Zigaretten einzusetzen.

Begriindung:

Die Entsorgung von einmal E-Zigaretten ist sehr schwierig, weil das Recycling
von den einmal E-Zigaretten fast unmaoglich und wenn dann sehr umsténdlich
ist. AuBerdem werden einmal E-Zigaretten regelmafig, in der freien Natur
entsorgt und das ist schadigend fir die Umwelt.

Der Konsum, von einmal E-Zigaretten ist auf3erdem bei Jugendlichen ziemlich
grol3, was ein weiteres Thema mit sich bringt.

Durch das Verbot wirde die Problematik, gerade im Themenbereich
Umweltverschmutzung, deutlich verbessert werden.

Angenommen.

AK1

Jil 36/5
Einfihrung eines Werbeverbots fir Lebensmittel mit hohem Gehalt an gesattigten
Fettsauren, Salz und Zucker

Antragstellerin: Lilli Marie Rachenpohler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

“Jugend im Landtag” mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass ein Werbeverbot fir Lebensmittel mit einem zu hohen Gehalt an
gesattigten Fettsauren, Salz und Zucker eingefiihrt wird. Im Zuge dieser Malinahme soll ein
Grenzwert vereinbart werden.

Begriindung:

Die steigenden Gesundheitsprobleme in Verbindung mit ungesunder Ernahrung erfordern
dringend Malinahmen zur Férderung einer ausgewogenen Lebensweise. Ein Werbeverbot
fur Lebensmittel, die einen bestimmten Grenzwert an gesundheitsschéadlichen Inhaltsstoffen
Uberschreiten, tragt dazu bei, Verbraucherinnen und Verbraucher vor irrefihrender Werbung
zu schitzen. Durch diese MalRBhahme wird nicht nur die Transparenz fir Konsumenten
erhoht, sondern es werden auch Anreize geschaffen, vermehrt zu gestinderen Alternativen
zu greifen. Ein solches Werbeverbot stellt einen bedeutenden Schritt fur die Férderung der
offentlichen Gesundheit dar und unterstutzt eine bewusste und informierte Ernahrung.
Werbung hat oft die Macht, Verbraucherinnen und Verbraucher zu impulsgesteuerten Kaufen
zu verleiten. Durch die Beschrankung der Werbung fiir ungesunde Lebensmittel wird der



Einfluss dieser Impulskaufe reduziert, was zu einer bewussteren Entscheidungsfindung
fuhren kann.

Die Einfihrung eines Werbeverbots fur Lebensmittel mit gesundheitsschéadlichen
Inhaltsstoffen steht im Einklang mit den UN-Nachhaltigkeitszielen, insbesondere mit Ziel Nr.
2 "Kein Hunger" und Ziel Nr. 3 "Gesundheit und Wohlbefinden". Deutschland und somit auch
Schleswig-Holstein haben sich im Rahmen dieser globalen Agenda dazu verpflichtet,
nachhaltige MaRnahmen zu ergreifen, um Erndhrungssicherheit zu gewahrleisten und die
Gesundheit der Bevolkerung zu fordern.

Ziel Nr. 2 strebt an, den Anteil der Menschen, die an Hunger leiden, zu reduzieren, und Ziel
Nr. 3 legt den Fokus auf die Forderung von Gesundheit und Wohlbefinden fur alle. Die
Einfuhrung eines Werbeverbots fir Lebensmittel mit gesundheitsschadlichen Inhaltsstoffen
tragt direkt dazu bei, diese Ziele zu erreichen, indem sie Verbraucherinnen und Verbraucher
vor irrefuhrender Werbung schitzt und gleichzeitig Anreize fur eine bewusstere und
gesundere Erndhrung schafft. Die Umsetzung dieser MalRnahme ware somit nicht nur im
nationalen Kontext, sondern auch im Rahmen der internationalen Verpflichtungen zur
Forderung von nachhaltiger Entwicklung und gesunder Lebensweisen von grol3er
Bedeutung.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/6
Forderpramie fir Hygieneartikelspender an Weiterfiihrenden Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Mia Marten
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, eine
Forderpramie fir kostenfreie Hygieneartikel und Hygieneartikelspender fir menstruierende
Schuler:innen der weiterfihrenden Schulen in Schleswig-Holstein zu gewéahren.

Begrindung:

Menschen mit Menstruation mussen fur den Fall einer einsetzenden Periode immer
Hygieneartikel dabeihaben. Es kann zum Problem werden, wenn sie diese einmal nicht
dabeihaben. Gerade fir jingere Schiler:innen kann dies zur Schwierigkeit werden, ob
aufgrund der ersten oder einer noch unregelmallige Periode, ist dabei egal. Haufig ist die
Menstruation immer noch ein Tabuthema. Mit Hygieneartikelspendern wirde erstens eine
Sensibilisierung stattfinden und zweitens entstande nicht mehr der Scham, den einige
Schuilerinnen empfinden, um nach Hygieneartikeln zu fragen.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/7
Kostenlose Hygieneartikel an Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Max Liudtke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:
»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielRen:



Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass kostenlose
Hygieneartikel fir Schiler*innen, aller Schularten und Altersgruppen, wahrend der Schulzeit,
mit zusatzlichen Informationsmaterialien bereitgestellt werden.

Begriindung:

Durch das Bereitstellen kostenloser Hygieneartikel an Schulen ermdglichen wir eine
schrittweise Enttabuisierung des Themas der weiblichen Menstruation in den jungen
Altersklassen.

Des Weiteren ist es fir viele jungen Madchen und Frauen in Threm Alter schlichtweg zu teuer
um sich Menstruationsartikel zu besorgen, und sogar zum Teil unangenehm
Mitschiler*innen zu fragen, ob sie ein Tampon oder eine Binde fiir Sie zur Verfligung stellen.
Lander wie Schottland, die diese Moglichkeit schon anbieten, sind in diesem Schritt weiter
als wir und deutlich fortschrittlicher.

Wenn wir eine Verbesserung in solchen Sachen wollen, sollten wir endlich aufhéren solche
Themen zu tabuisieren oder Stillschweigen!

Mit der zur Verfligungsstellung der Hygieneartikel auf den Toiletten der Schulen erméglichen
wir somit jeder Frau und Madchen den Zugang zu den notwendigen Artikeln ohne Angst und
Scham und eine notwendige Information zur Menstruation.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/8
Durchgehendes Ferienprogramm in Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Johanna Lenz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass ein
durchgehendes und verbindliches Angebot eines Ferienprogramms in Schulen fur Kinder zu
gewabhrleistet werden kann.

Begrindung:

Durch ein verbindliches und durchgehendes Ferienprogramm in Schulen wird ein Angebot
fur Kinder geschaffen, dadurch treten Kinder in Kontakt mit anderen Kindern und
insbesondere bediirftige Eltern werden entlastet. Dieses kann durch Vereine, Ehrenamtliche,
Firmen, Volkshochschulen usw. angeboten werden.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/9
Starkung der Ehrenamtskarte

Antragsteller/Antragstellerin: Jonas Paustian
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
dafur einzusetzen, die Ehrenamtskarte auch durch Vergunstigungen im eigenen



Verantwortungsbereich zu starken, um so fir Kommunen und private Anbieter mit positivem
Beispiel voranzugehen. Konkret ware eine Verglinstigung im 6ffentlichen Nahverkehr
denkbar, auch weil Ehrenamt tiberwiegend kausal mit Mobilitat verknipft ist. Mitunter sollten
auch verschiedene Zeitkarten, wie u.a. das Deutschlandticket, inbegriffen sein.

Begrindung:

In Schleswig-Holstein kennen wird bereits seit 2012 die Ehrenamtskarte als wichtige
Anerkennung gemeinnutziger Tatigkeiten in unserer Gesellschaft. Schaut der einzelne,
engagierte Blrger sich in seiner Umgebung um, so sind die von ihm nutzbaren Angebote
teilweise eher Gbersichtlich. Dabei ist die ehrenamtliche Arbeit auf Sylt nicht weniger wertvoll
als die in Flensburg, der Ehrenamtler in Brunsbdittel nicht weniger engagiert als der in
Itzehoe.

Gegen die lokalen Disparitaten der Angebote ware ein flachendeckendes Angebot in Bezug
auf Mobilitat ein richtiger Akzent, zumal viele junge, engagierte Menschen in einem
Flachenland wie Schleswig-Holstein auf den 6ffentlichen Nahverkehr angewiesen sind.

In Bezug auf die Ehrenamtskarte, immerhin eine Initiative u.a. des schleswig-holsteinischen
Sozialministeriums, schopft das Land seine Moglichkeiten nicht aus und kdnnte nun aber
selbst attraktive Angebote schaffen und als gutes Beispiel voranzugehen. An solch einem
exemplarischen Vorgehen wirden sich dann idealerweise auch kommunale Trager in
anderen offentlichen Einrichtungen orientieren und das Gesamtangebot weiter attraktiveren.

Angenommen.

AK1
JiL36/10
Gesetz gegen Lebensmittelverschwendung

Antragsteller: Tom Marcinkowski
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag; Landesregierung; Bundesministerium der
Justiz und fir Verbraucherschutz; Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdége beschlief3en:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fur
ein Gesetz zum Verbot fir das Wegwerfen von Lebensmitteln seitens des Einzelhandels
einzusetzen, um die prekare Situation der Tafeln zu verbessern. Bei diesem Gesetz werden
allerdings Tafeln nicht verpflichtet, diese Lebensmittelspenden auch anzunehmen.

Begrindung:

Jahrlich werden in Deutschland etwa 11 Millionen Tonnen Lebensmittel weggeworfen — etwa
sieben Prozent der Lebensmittelabfélle entstehen im Einzelhandel. Aus Zahlen des
Statistischen Bundesamtes 2019 geht hervor, dass sich jeder dritte Erwerbslose in
Deutschland keine vollwertige Mahlzeit leisten kann. Bereits zur jetzigen Zeit beklagen sich
gemeinnitzige Hilfsorganisationen, die Lebensmittel vor dem Wegwerfen retten und an
armutsbetroffene Menschen verteilen, Uber eine prekare Situation. Die Tafeln etwa erleben
gerade, dass immer weniger Lebensmittel gespendet werden, aber immer mehr Menschen
auf kostenloses Essen angewiesen sind. Ein Gesetz zum Verbot fir das Wegwerfen von
Lebensmitteln seitens des Einzelhandels wirde also die Situation der Tafeln und anderen
gemeinnutzigen Organisationen erheblich verbessern und dafiir sorgen, dass wieder mehr
bedurftige Menschen zuverlassig mit kostenlosem Essen versorgt werden kdnnten. So
haben etwa Frankreich (bereits im Jahre 2015) und andere europaische Lander solche
Gesetze erlassen und positive Bilanz daraus gezogen. Die franzésische Tafel und andere
gemeinnutzige Organisation haben zwischen 2015 und 2017 einen Anstieg der
Lebensmittelspenden von fast 19 Prozent verzeichnet.



In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/11
Erhdéhung der Zahl der Wohnungen in der Nahe von Hamburg

Antragsteller/Antragstellerin: Taaha Mahmood
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag in Schleswig- Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, die Anzahl von
Wohnungen in der Nahe von Hamburg zu erhéhen.

Begrindung:

Aufgrund der enormen Vorteile des stadtnahen Wohnens gibt es immer weniger Wohnungen
fur finanzschwache Familien, da die Population in Deutschland immer mehr wird. Viele
Wohnungen sind viel zu teuer, wenn sie mehr als 4 Zimmer haben, das auch, wenn keine
Bahnhaltestelle/U-Bahn Station im Umkreis von 1 km ist.

Wenn Familien eine Wohnung abseits ihrer alten Wohnung finden, missten die Kinder die
Schule wechseln, was bei einigen zu sozialen Problemen fihrt. Die Eltern mussten sich auch
einen neuen Arbeitsplatz suchen, wenn sie kein Auto haben oder die Benzinkosten nicht
tragen koénnen.

Es ist ein Fakt, dass in Deutschland viel mehr Wohnungen benétigt werden.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1

JiL36/12
Forderung von Senioren Wohngruppen im landlichen Raum

Antragsteller/Antragstellerin: Jorve Langen
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdége beschlief3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, ein Forderprogramm fiir den Bau von
Senioren Wohngruppen zu schaffen oder bestehende Forderprogramme auf den Aspekt der
landlichen Lage der zu férdernden Wohngruppen auszuweiten.

Begrindung:

Angesichts der Probleme vieler Senioren im Alter einen eigenen Hausstand zu pflegen, ohne
auf die Hilfe von Angehdérigen angewiesen zu sein, bieten alters gerechte Wohngruppen
einer Vereinigung aus oft gewiinschter Selbststandigkeit und Pflege leichtem Wohnen.

Ein Problem bei diesem System ist, dass die Wohngruppen oft in stadtischen Regionen zu
finden sind, und ein Umzug, fir die oft in dem landlichen Raum lebenden Senioren, das
Verlassen der Heimat mit sich ziehen wirde. Da dies oft eine Hemmschwelle fur éltere
Menschen darstellt, ist die Losung oft die Pflege durch Angehdrige.

Somit wirde der Umzug in eine Wohngruppe beide Parteien entlasten, und hinzu bereits
bestehenden Wohnraum freimachen.

Dieser vergleichsweise gunstige Wohnraum wirde zugleich einen Anreiz fur junge Familien
schaffen, auf das Land zu ziehen.

In geanderter Fassung angenommen.



AK1

JiL36/13
Der Lichtverschmutzung entgegenwirken: bedarfsgerechte, mitlaufende
klimafreundliche StraRenbeleuchtung jetzt!

Antragsteller/Antragstellerin: Kevin Fink
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag wird aufgefordert, sich dafur einzusetzen, aufgrund der zunehmenden
Lichtverschmutzung unverziglich die StralRenbeleuchtung der Landstraf3en auf sogenannte
bedarfsgerechte mitlaufende Beleuchtung umgestellt wird. Diese Beleuchtung erkennt
zuverlassig nachts durch bspw. Warmesensoren, ob das Licht gebraucht wird und schaltet
sich dementsprechend ein. Zudem sollen Férdergelder den Kreisen und Kommunen
bereitgestellt werden, um bei der Umstellung der Stral3enlaternen der Straf3en im Besitz der
Kreise und Kommunen zu unterstitzen.

Begrindung:

Lichtverschmutzung nimmt vor allem seit der Umstellung der StraRenlaternen mit Glihbirnen
zu LED-StraRRenlaternen immer mehr zu. Durch das generell glinstigere LED-Licht wird durch
die Aufstellung weiterer Laternen das Problem der Lichtverschmutzung immer grof3er. Dies
hat Folgen sowohl fur uns Menschen als auch Tiere der Biosphére.

Eine Losung dessen im 6ffentlichen Raum kénnen bedarfsgerechte Laternen sein, die bei
Bedarf nachts angehen und so einen Kompromiss darstellen zwischen so wenig Licht wie
moglich fur die Tiere und Licht bei Bedarf fur die Menschen. Solche Laternen arbeiten
beispielsweise mit Warmesensoren, die bei Tieren oder dhnlich kleinen Gegensténden nicht
reagieren, wobei Menschen und Autos zweifellos erkannt werden.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/14
Atomkraftwerke wiedereinfliihren

Antragsteller/Antragstellerin: Joel Ressler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdége beschlief3en:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird dazu aufgefordert, sich dafur einzusetzen, die
Atomenergie wiedereinzufihren.

Wir haben ein enormes Problem im Bereich Energieversorgung.

Es ist daher Aufgabe der Politik durch intensive Grundlagenforschung das weiterflihrende
Potenzial sdmtlicher Energietrager erkunden zu lassen. Ideologische Scheuklappen sind
auch bei einem langfristigen Fokus auf erneuerbare Energien nicht angebracht. So missen
auch Forschung und die Inbetriebnahme in den Bereichen der Kernkraft und der Kernfusion
in Deutschland wieder einen Platz haben. Die Wirtschaftlichkeit der Energietrager muss
zukunftig starkere Beachtung finden. Hierbei sollen nicht nur die Kosten der Energietrager
betrachtet werden, sondern auch deren physikalische Effizienz. Die Atomkraft ist nicht nur
effizient, sondern auch Klimafreundlich und deshalb ideal fir die Versorgungssicherheit in
Deutschland.



Begrindung:
Erfolgt mindlich.

Abgelehnt.

AK1
JiL36/15
Mehr Naturschutzgebiete

Antragsteller/Antragstellerin: Elana Dutko
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fir strengere MaRnahmen fiir
Naturschutzgebiete einzusetzen.

Begrindung:

Die Natur wurde von uns Menschen schon weit zurlickgedrangt und mit ihr auch die
Biodiversitat. Die Okosysteme sind sehr komplex und schon die kleinsten Veranderungen
haben meist grofl3e Auswirkungen.

Das sterben der Bestauberinsekten ist eins der gréf3ten Probleme, weltweit. Wenn es
weniger Insekten gibt, gibt es auch weniger Végel, usw. In China wird teilweise schon mit
Hand bestaubt und englische Wissenschatftler planten Kénigshummeln aus Schweden zu
klauen. Auch problematisch ist der Informationsverlust, wenn eine Art ausstirbt. Wildtiere
sind gezwungen nédher an die Stadte zu kommen, was Zoonosen (wie z.B. Corona)
wahrscheinlicher macht.

Weltweit werden derzeit 16 % des Landes und 7,4 % der Meere geschiitzt. In Deutschland
haben 37 % der Flache einen Schutzstatus aber, nur 0,6 % davon wird fast gar nicht von
Menschen berlhrt. Wir brauchen viele vielfaltige und verbundene Riickzugsorte, um Raum
fur natirliche Prozesse zu schaffen und es ist notwendig, dass diese auch Weltweit zur
Verfigung stehen.

In dem montrealer Weltnaturschutz-Abkommen von 2022, dem auch Deutschland sich
verpflichtet hat, fordern Wissenschaftler 30 % der Erde und 30 % des Meeres bis 2030 unter
Naturschutz zu stellen, davon sollen 1/3 streng geschitzt werden. Au3erdem sollen reiche
Lander armeren mit Geldern helfen, die Gefahr von Pestiziden soll halbiert und
umweltschadliche Subventionen abgebaut werden.

Viele Forschungen haben schon gezeigt, dass sich Gebiete relativ schnell von menschlichen
Eingriffen Erholen und sogar zu Ruckzugsorten von nicht Heimischen Arten werden kénnen.
Die fir den Menschen positiven Eigenschaften zeigen sich durch z.B. sauberes Wasser und
Luft, mehr Nahrstoffe in den Béden, Speicherung von Co2, weniger Umweltkatastrophen,
usw.

Obwohl es schon das montreale Weltnaturschutz-Abkommen gibt wiirde ich das Thema hier
gerne nochmal diskutieren, da nur wenige der in Deutschland Geschiitzen Gebiete
tatsachlich die Biodiversitat und das Okosystem schiitzen.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/16
Nationalpark Ostsee: echter Meeresschutz



Antragsteller/Antragstellerin: Leonard Rodde
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mége beschliel3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass ein
Nationalpark Ostsee beschlossen wird.

Begrindung:

Im Moment verschlechtert sich der Zustand der Ostsee dramatisch andauernd. Aufgrund
von Sauerstoffmangel, Schadstoffeintrage und Uberfischung sind extrem viele Arten sowie
ihre Lebensraume gefahrdet. Aus einem schlechten Zustand der Umwelt folgen auch friher
oder spater Negativfolgen fir die Menschen. Es muss der Schutz der gesamten Ostsee
sichergestellt werden und nicht nur vereinzelter Arten oder Lebensraume. Der Nationalpark
Wattenmeer ist das beste Beispiel, dass Wassersport sowie Tourismus und Meeresschutz
funktioniert und sich auszabhlt.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/16+17. In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/17
Die Ostsee richtig schiitzen — den Nationalpark einfiihren

Antragsteller: Niklas Binder

Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Ministerium fur
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur des Landes SH

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in den vom MEKUN SH vorgesehene Flachen einen
,Nationalpark Ostsee” im Vorbild des Nationalparks Wattenmeer an der Schleswig-
Holsteinischen Ostseekiste einzurichten.

Begrindung:

Das Land zwischen den Meeren muss handeln — DRINGEND!

Bereits im Sommer wurde das Land von der EU verwarnt, weil es in der Ostsee zu wenig
Schutz gibt. Schleswig-Holstein tue nicht genug fiir den Fortbestand der Ostsee. Einig ist
sich die Landesregierung darin, dass es mehr und vor allem besseren Ostseeschutz geben
muss. Wie eine gute Lésung aussehen kann, haben sich CDU und Griine in den
Koalitionsvertrag geschrieben: einen Nationalpark Ostsee! Dazu setzte das MEKUN SH
einen Konsultationsprozess auf, also eine Beratung dariiber, welche Vor- und Nachteile ein
NPO mit sich bringt.

Ergebnisoffen und transparent. Dieser wird zurzeit durchgefiihrt, im Dialog mit Kommunen,
Kreisen, Burger*innen vor Ort, der Wirtschaft und Meeresschutzexpert*innen.

Dabei versucht eine kleine, laute Minderheit mit Halbwahrheiten und Desinformation
Stimmung dagegen zu machen. Die Forderung lautet: ,Ostseeschutz: Ja! - Nationalpark:
NEIN!". Aber so einfach ist es nicht.

Die Ostsee braucht Schutz, keine Lippenbekenntnisse! Die Ostsee braucht Regeneration,
kein Fischsterben. Wer blind fordert, einfach mit dem Motorboot tGiber Seegraswiesen ballern
zu wollen und Wasservdgeln dabei ihre Nistplatze zerstort, wer es hinnimmt, in unmittelbarer
Néhe zur Ostsee UbermaRig viel Dingemittel fir die Landwirtschaft zu nutzen, im Wissen,
das es schadlich fur die Ostsee, aber gut fur die Ernte ist, steht nicht auf der Seite der
Ostsee.

Wer echten Ostseeschutz méchte, MUSS Schutzzonen fordern! Denn die Ostsee ist kurz
davor zu kippen, also ein totes Meer zu werden. Wer echten Ostseeschutz méchte, kann
nicht genauso weitermachen, wie bisher.



Eine tote Ostsee sankt die Lebensqualitat an der Ostseekiste! Eine Renaturierung, das
Auge dafiur, mit und nicht gegen die Natur zu leben, stérkt sie.

Der Nationalpark Wattenmeer war zur Einfuhrung &hnlich umstritten und mit denselben
Argumenten wie heute wurde gegen ihn gewettert. Heutzutage geht es dem Watt besser, der
Tourismus boomt und allen geht es gut.

Keiner will Wassersport oder fischen komplett verbieten! Wenn man dieses Okozentrum aber
nicht schitzt, haben wir ein grof3es Problem. Freiwilligkeit beim Umsetzen von Mal3nahmen
wirkt, wie in vielen anderen Projekten bewiesen, nicht.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/16+17. In ge&nderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/18
Nationalpark Ostsee — Alternativlosigkeit beenden!

Antragsteller/Antragstellerin: Anton Gronau
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass einem
Nationalpark eine klare Absage erteilt wird und alternative Umweltschutzkonzepte gepriift
werden. Die Bedenken der ostseeansassigen Unternehmen und Gemeinden in Bezug auf
die Planung eines Nationalparks Ostsee sollten ernst genommen werden.

Begrindung:

Erfolgt miindlich.

Abgelehnt.
AK1
JiL36/19

Begleiters Fahren bereits ab 16!

Antragsteller/Antragstellerin: Anton Gronau
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass eine
Modellregion flr begleitetes Fahren ab 16 ausgerufen wird. Die Einfihrung des Begleiteten
Fahrens ab 17 kann rickwirkend als Erfolgsmodell bewertet werden.

Begriindung:
Erfolgt mundlich.

Angenommen.

AK1
Jil 36/20



Antrag zur Verbesserung des Offentlichen Nahverkehrs (OPNV) fiir Jugendliche in
Schleswig-Holstein

Antragsteller: Lilli Marie Rachenpdhler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

“Jugend im Landtag” mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflr einzusetzen, dass das 6ffentliche Nahverkehrssystem in Schleswig-Holstein weiter
evaluiert, das Streckennetz ausgebaut, die Taktung zu erhéht und die Umsetzung von
Mal3nahmen zur Verbesserung priorisiert wird.

Begrindung:

Die Erhéhung der Taktung von Ziigen und Bussen ist entscheidend, um die Attraktivitat des
OPNV zu steigern, insbesondere firr Jugendliche, die auf eine flexible und zeitnahe Mobilitat
angewiesen sind. Dies fordert nicht nur die individuelle Mobilitéat, sondern tragt auch zur
Entlastung des Stral3enverkehrs und zum Umweltschutz bei. Die Priorisierung von
MafRnahmen zur Verbesserung des OPNV ist eine gezielte Investition in die Jugendlichen
und in die Zukunftsfahigkeit des landlichen Raums in Schleswig-Holstein.

Die Erh6hung der Taktung von Ziigen und Bussen ist nicht nur fir Berufspendler, sondern
auch fur Jugendliche von grof3er Bedeutung, um flexiblere Mobilitdt zu ermdglichen. Diese
Malnahme fordert nicht nur die individuelle Mobilitat, sondern tragt auch zur Entlastung des
StralRenverkehrs und zum Umweltschutz bei. Die gezielte Priorisierung von MafRnahmen zur
Verbesserung des OPNV ist eine strategische Investition in die Bediirfnisse von
Berufspendlern und Jugendlichen sowie in die Zukunftslebensfahigkeit des landlichen
Raums und des gesamten Schleswig-Holsteins.

Die verstéarkte Vernetzung des Landes mit effizienten Verkehrsverbindungen hat breite
positive Auswirkungen auf Lebensqualitat, Wirtschaft und Umweltschutz. Die Verbesserung
des OPNV tragt somit zur Forderung der sozialen, wirtschaftlichen und 6kologischen
Nachhaltigkeit in Schleswig-Holstein bei.

In geanderter Fassung angenommen.

AK1
JiL36/21
Verbesserung durch Wettbewerb- auch im 6ffentlichen Personenverkehr

Antragsteller: Tristan Schlabritz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fur die Privatisierung aller
Verkehrsbetriebe in Schleswig-Holstein einzusetzen. Der offentliche Personenverkehr weist,
gerade in landlichen Gebieten Schleswig-Holsteins, extreme Schwachen auf. Busse
kommen entweder haufig zu spat oder gar nicht. Einige Dorfer werden an manchen Tagen
tberhaupt nicht befahren. Dies liegt an dem nicht vorhandenen Wettbewerb auf dem Markt
der Verkehrsbetriebe. Durch eine Privatisierung wirde dieser geschaffen werden, und der
offentliche Personenverkehr wirde sich gewinnorientierend verbessern.

Begriindung:
Erfolgt mundlich.



Abgelehnt.

AK1

JiL36/22
Einrichtung von Ticket-Zonen am Bahnhof

Antragsteller/Antragstellerin: Lilly Garcia Rose
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Die zustandigen Landesministerien werden aufgefordert sich fur die Einrichtung von
sogenannten Ticket-Zonen an grofReren Bahnhofen in Schleswig-Holstein einzusetzen, in
denen sich nur Personen mit gultigen Fahrkarten aufhalten dirfen. Die Geschéfte und
Restaurants sollen auRerhalb dieser Zonen liegen und weiterhin 6ffentlich zuganglich
bleiben. Aul3erdem soll eine Installation von Ticket-Schranken geprift werden.

Begriindung:

In vielen gréRBeren Bahnhdofen in Schleswig-Holstein halten sich viele Personen auf, die nicht
vor haben mit der Bahn zu fahren. Durch die Einrichtung von sogenannten

Ticket-Zonen in denen sich nur Personen mit glltigen Zugfahrkarten befinden durfen, soll
erreicht dass das Sicherheitsgefiihl der Menschen bzw. der Fahrgéste steigt.

Dadurch soll auRerdem erreicht werden, die Zahl der Gewaltdelikte und Straftaten im
allgemeinen zu reduzieren.

Angenommen.

AK
JiL36/23
Deutschlandticket erhalten, Preisstabil bleiben und OPNV weiter attraktiv machen

Antragsteller/Antragstellerin: Kjell Berg
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag”“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und das Ministerium fur
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein
werden aufgefordert sich auf Bundesebene dafur einzusetzen, dass das Deutschladticket
langfristig erhalten bleibt und dabei nicht teurer wird. Aul3erdem soll der Ausbau und die
Verlasslichkeit von 6ffentlichen Verkehrsmitteln weiter unterstiitzt und geférdert werden und
attraktive Angebote fir junge Menschen geschaffen werden. Die Kosten hierfiir sollen unter
anderem durch Kirzungen von Umweltschadigenden Subventionen getragen werden.

Begrindung:

Fur Junge Menschen ist das Auto, das am meisten genutzte Verkehrsmittel.

Auch wenn die Bereitschaft zum Wechsel bei jungen Menschen GroéR3er ist, muss die
Attraktivitat des OPNVs erhdht werden, um den Wechsel tatsachlich durchzuziehen. Denn
um die Umwelt zu schiitzen ist eine Vermehrte Nutzung des OPNVs unabdingbar.

Auch wenn das Deutschladticket nun erstmal weiter bestehen soll, steht die Finanzierung auf
der Kippe, ab Mai 2024 sollen die Kosten steigen. Bei 49€ ist, vor allem fur Junge und arme
Menschen, die Schmerzgrenze fur das Deutschlandticket erreicht, sollten die Kosten fur die



Nutzer*innen nun weiter steigen werden viele dieses Ticket nicht mehr Nutzen.
Neben den Kosten ist die Attraktivitét ein weiterer Faktor fur die Nutzung des OPNVs. Diese
muss durch Ausbau, Verlasslichkeit und gute Taktung erhéht werden.

Angenommen.

Arbeitskreis 2
Bildungssystem - Unterrichtsqualitéat

AK2
JiL36/24
Vorantreiben der Digitalisierung

Antragsteller/Antragstellerin: Michelle Frank
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein, wird aufgefordert, Sich daflr einzusetzen, die
Digitalisierung in Schulen schneller voranzutreiben, um die Schuler in der Schule flexibler
und fitter fir zukunftige berufliche Entwicklungen werden zu lassen.

Begriindung:

Flexibel in der Schule:

Ein Tablet ist immer dabei. Schiiler kbnnen ihre Helfe nicht vergessen und auf digitalisierten
Lehrbichern lesen. Schulsachen kénnen nicht vergessen werden. Auch 6kologisch kann
hierdurch auf den Buch- und Papierdruck verzichtet werden. Die Schiler kénnen auch im
Fall von Vertretungsunterricht auf ggf. ein anderes Fach switchen und auf die Unterlagen
zugreifen. Auch haben Vertretungslehrer die Méglichkeit, schnell einen Einblick in das zu
bekommen, was zuletzt im Unterricht behandelt wurde. Sowohl Lehrer als auch Schuler
konnen von einem digitalisierten Unterricht profitieren.

Krankheitsfall

Ist ein Lehrer oder Schiiler krank oder anderweitig verhindert, kann — falls es die Gesundheit
zulasst — der Unterricht von zuhause gehalten werden. Auch Schiler, die zeitweise im
Ausland sind, verpassen keinen Unterricht mehr.

Fit fir das Berufsleben:

Werden die Schiiler bereits im Unterricht an eine digitalisierte Lernwelt herangefthrt und
lernen ihre Arbeit in der Schule aber auch zuhause gewissenhaft und zielstrebig
durchzufiihren, wird ihnen das in der kiinftigen Arbeitswelt sehr helfen. Der Einstieg in das
Berufsleben féllt ihnen leichter. Auch die Firmen haben weniger Arbeit, die Schiiler in ihre
Arbeitswelt einzufihren. Wenn bereits in der Schule Prasentationen mit MIRO, Power Point,
Gruppenmeetings in Teams usw. abgehalten werden, sind die Schiiler bereits vertraut mit
der Software und haben es leichter im Berufsleben.

In geanderter Fassung angenommen.

AK?2

JiL36/25
Keine Einsparungen in der Bildung!

Antragsteller/Antragstellerin: Tom Daubmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Das MBWFK



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass
dem Bildungssystem deutlich mehr Geld zur Verfigung gestellt wird, als es aktuell der Fall
ist. Es mussen ausreichend finanzielle Ressourcen zur Verfiigung stehen, um die Kosten
aller Lernmittel von dem Land finanzieren zu lassen. Digitale Unterrichtsmaterialien sind als
Teil dessen zu betrachten. Sollten dies nicht moglich sein, missen Erhebungen durchgefihrt
werden, um zu erfahren, wie viel Geld Eltern fir Lernmittel ausgeben. Das fur Bildung
zustandige Ministerium muss unnétige Kosten reduziert werden.

Begriindung:

Schule ist ungerecht. Schiler haben unterschiedliche Chancen abhangig von sehr vielen
Faktoren. Das muss dringend verandert werden. Die Lernmittelfreiheit ist lediglich ein
Ansatzpunkt, allerdings der gravierendste.

In geanderter Fassung angenommen.

AK?2
JiL36/26
Umgang mit dem IQB-Bildungstrend

Antragsteller/Antragstellerin: Tom Daubmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung Das MBWFK, Die
Kultusministerkonferenz

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Das fur Bildung zustandige Ministerium wird aufgefordert, sich fir umfassende Reformen des
Deutschunterrichts in der Grund- und weiterfihrenden Schule in Zusammenarbeit mit den
Vertretungen der betroffenen Parteien einzusetzen. Zudem wird das fir Bildung zustandige
Ministerium sowie die Kultusministerkonferenz aufgefordert, sich daflir einzusetzen, fur die
einzelnen Facher angemessene Erleichterungen fur die Abschlussprifungen aller Schiler
festzulegen. Diese sollen dafir dienen, Schiiler, welche von den, im 1QB-Bildungstrend
analysierten, Nachteile betroffen sind zwischenzeitlich ein vergleichbares Abi zu garantieren.
Langfristig sollen aber auch diese nicht bestehen, und abgeschafft werden, sobald sie dafur
nicht mehr nétig sind. Zuletzt sollen die Schiler, welche die gré3ten Schwierigkeiten haben
weiterhin Gber Nachhilfeprogramme Unterstiitzung erhalten. Der Landtag wird aufgefordert,
sich dafiir einzusetzen, dass das Ministerium hierzu verpflichtend finanzielle Mittel zur
Verfligung stellt, um dies umzusetzen.

Begrindung:

Die Ergebnisse des IQB-Bildungstrends sind meiner Meinung nach erschreckend und sollten
als Weckruf dienen. Dieser Antrag beschreibt, die zwei wichtigsten Malinahmen, um kurz-
wie langfristig vergleichbare Abschlisse zu garantieren, ohne dessen Qualitat langfristig in
Frage zu stellen. Diese Mal3nahmen stimmen allesamt mit Forderungen der LSV Gym und
teilweise mit welchen der LSV GemsS (berein.

Angenommen.

AK2

JiL36/27
Anpassung des Bildungssystems mit Rickblick auf die Corona Jahre und
Lehrermangel



Antragsteller/Antragstellerin: Aliosman Cakirer
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und das Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und
Kultur des Landes Schleswig-Holstein

werden dazu aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass die Abschlussprifungen, die zentral
erstellt werden an die Schiler mit Rickblick auf die Coronajahre und Mangel an Lehrkréften
angepasst werden.

Begrindung:

Durch die Corona Jahre sind sehr viele Wissensliicken entstanden. Es Wurden Explizit
Themengebiete in Abschlussprifungen der unter und Mittelstufe ausgelassen, die jetzt bei
den Schilern Fehlen, die weiter zur Schule gehen, um einen héheren Abschluss zu
erreichen. Hinzu kommen noch, dass wir ein Mangel an Lehrkréften haben, weshalb viel
Unterricht ausfallen muss. Somit entstehen noch mehr Wissensliicken. Wie sollen die
Schiler das aller blof3 nachholen? Deshalb fordere ich eine allgemeinte Anpassung der
Abschlussprifungen oder Vorteile fir die Schiler wie zum Beispiel Auslass von
Abschlussprifungen, damit man sich auf die wichtigsten Féacher konzentrieren kann, die
Jahresstufe wiederholen dirfen, ohne dass es gezahlt wird oder die Kriterien flr die
Zulassung fir das Abitur zu vereinfachen.

Abgelehnt.

AK?2

JiL36/28
Keine Hausaufgaben in der Oberstrufe

Antragsteller/Antragstellerin: Greta Langschwager
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass
Hausaufgaben in der Oberstufe abgeschafft werden.

Begrindung:

Hausaufgaben in der Oberstufe sind nicht zielfiihrend und sollten daher nicht mehr
verpflichtend sein. Dies hat die Folge, dass ihr Erledigen bzw. Nicht-Erledigen keine
Bewertungsgrundlage bietet. Lehrer dirfen allerdings weiter Hausaufgaben als freiwillige
Anregung den Schilern anbieten; dies bedeutet aber nicht, dass Kerninhalte als ,freiwillige®
Hausaufgabe abgegeben werden dirfen.

In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/29
Selbstevaluationsportal flir Befragungen zum Unterricht in ganz Schleswig-Holstein
verpflichtend einfihren

Antragsteller/Antragstellerin: Kevin Fink



Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschliel3en:

Der Landtag wird aufgefordert, sich fir ein Selbstevaluationsportal fur ein verpflichtendes
Feedback der Schuler*innen an die Lehrer*innen einheitlich fur alle Schulen in Schleswig-
Holstein einzusetzen. Die Fragen fur das Feedback sollen sich an den neusten
bildungswissenschaftlichen Erkenntnissen der Wissenschaft orientieren. Die Feedbackbdgen
sollen anonym sein.

Begriindung:

Fur einen beidseitig gewinnbringenden Unterricht ist das Feedback der Schiler*innen an die
Lehrer*innen mehr als notwendig. Verpflichtendes Unterrichtsfeedback tber ein Online-
Portal kann hier eine gute Losung sein. Nicht nur kdnnen die Ergebnisse aufschlussreich gut
grafisch ausgewertet werden, auch kann das Feedback anonym und papiersparend
abgegeben werden, wovon insgesamt beide Seiten profitieren und der Unterricht besser
gestaltet werden kann. Dadurch, dass die Fragebdgen auf dem Portal von den Ministerien
zur Verfuigung gestellt werden, richten sich die Fragen des Feedbacks auch an den neusten
bildungswissenschatftlichen Erkenntnissen der Wissenschaft.

In geanderter Fassung angenommen.

AK2

Jil 36/30
Antrag zur Einfuhrung eines Einheitlichen Notensystems auf Schulen in Schleswig-
Holstein ab der 8. Klasse

Antragsteller: Lilli Marie Rachenpohler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

"Jugend im Landtag" mége beschlieRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, in
Zusammenarbeit mit Bildungsexperten sich fir ein einheitliches Notensystem fir Schulen ab
der 8. Klasse einzusetzen, um Transparenz und Fairness in der Schilerbewertung zu
fordern.

Begrindung:

Die Einflihrung eines einheitlichen Notensystems in Schleswig-Holstein ab der 8. Klasse ist
von grundlegender Bedeutung, um die Transparenz und Gerechtigkeit in der
Schilerbewertung sicherzustellen. Die aktuelle Vielfalt von Bewertungsmethoden fiihrt zu
Unklarheiten und erschwert den Vergleich von Schiilerleistungen. Ein einheitliches System
schafft Klarheit fiir Schiler, Eltern und Lehrer, férdert eine gerechte Bewertung und
ermoglicht eine prazisere Einschatzung von Schilerleistungen. Die Zusammenarbeit mit
Bildungsexperten gewahrleistet, dass das System auf bewéahrten padagogischen Standards
basiert. Diese Initiative starkt die Bildungstransparenz, erleichtert die Kommunikation in der
Schulgemeinschaft und schafft eine verlassliche Grundlage fur die individuelle
Schulerentwicklung. Ein konsistentes Notensystem fordert die Bildungsgleichheit und
verbessert die Vorbereitung der Schiler auf ihre akademische und berufliche Zukuntft.

In geanderter Fassung angenommen.

AK?2

JiL36/31
Keine Benotung von Sport und Kunst in den Klassenstufen 5-10



Antragsteller/Antragstellerin: Niklas Hoffmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass die
Schiler*innen der Klassen 5 bis 10 in den Fachern Kunst und Sport nicht weiterhin bewertet
werden.

Begriindung:

Im Bereich der Kunst passt das altbewahrte Zitat "Kunst liegt im Auge des Betrachters",
welches eine wichtige Erkenntnis mit sich bringt: die Unmdoglichkeit fur Lehrkréfte, die Werke
der Schiiler*innen neutral zu bewerten. Die individuelle Perspektive auf Kunst lasst sich nicht
in standardisierten Bewertungskriterien einfangen. Vielmehr sollte die Kreativitéat der
Schilerschaft durch die Freiheit des gestalterischen Ausdrucks in unterschiedlichen Stilen
und Formen gesteigert werden. Ein Gegenargument, welches auf das Erlernen von
Techniken abzielt, verliert in diesem Kontext an Relevanz, da eben genau dieses Erlernen
von Techniken in den Klassen 5 bis 10 kaum Platz in der Praxis findet.

Daruber hinaus wurde die Einfihrung einer nicht-bewerteten Option in Kunst wéhrend der
pubertaren Phase einen positiven Effekt auf den Stresslevel der Schiler*innen haben, da der
Druck durch Noten in diesem Fach wegfallen wirde.

Im Sportbereich offenbart sich ein Problem des bestehenden Systems, dass insbesondere
Ubergewichtige Kinder benachteiligt und diskriminiert werden. Das gegenwartige Modell
bertcksichtigt nicht die ggf. kérperlichen Einschrankungen, denen diese Kinder unterliegen.
Dies fuhrt nicht nur zu einer objektiven Benachteiligung, sondern auch zu einer personlichen
Belastung bzw. Demiitigung auf psychischer Basis, da bestimmte sportliche Anforderungen
schlicht unerreichbar sind. Eine alternative Herangehensweise, die die Vielfalt von
korperlichen Fahigkeiten anerkennt und Schiler*innen somit nicht in ein Bewertungsraster
passen mussen, konnte hier zu einer inklusiveren und respektvolleren Sporterfahrung
fuhren. Dies wirde auch den Aspekt der Mental-Health in Schule férdern.

In geanderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/32
Leitfaden fur Diskriminierung an Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Caitlin Wu Hasenkamp und Lia Tabacharniuk
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, als Resolution an das
Bildungsministerium dem Vorschlag zu folgen, die Schulrate aufzufordern, den Vorschlag
landesweit umzusetzen, den Vorschlag in allen Schulkonferenzen beschlieRen zu lassen,
dass alle Lehrkréfte Uber den angehangten Leitfaden informiert sind und nach diesem
handeln, in jeglichen Fallen von Diskriminierung, Mobbing etc. Jede Schule ist dazu
verpflichtet, diesen am Anfang des Schuljahres, auf pAdagogischen Konferenzen, als ersten
Tagesordnungspunkt, den Lehrkréften und Schulsozialarbeiter*innen, sowie ggf. den
Schiler*innenvertreter*innen und Elternvertreter*innen, vorzustellen.

Begrindung:
Aufgrund der immer noch wahrenden Situation von Diskriminierung an Schulen, ist es



essenziell notwendig, dass allen Lehrkraften ein Konzept vorgestellt wird, hach dem sie sich,
in jenen Fallen, richten missen.

,Nach Daten der OECD, die im Rahmen der PISA-Studie 2018 erhoben wurden, sind in
Deutschland 6 % aller 15-jahrigen Schulerinnen und Schiler sehr haufigem Mobbing
ausgesetzt. 23 % werden mindestens mehrmals im Monat durch Mitschilerinnen und
Mitschiler gemobbt.“

Fir die betroffenen Schiler*innen ist es bedeutend, dass alle Lehrkrafte mit den
vorliegenden Richtlinien vertraut sind, nach denen sie zu handeln haben, wenn Betroffene
bei ihnen Hilfe suchen oder sie jene Situationen zur Kenntnis nehmen.

Aktuell zeigt sich vermehrt, dass Lehrkrafte nicht ausreichend dartber informiert sind, wie sie
mit Fallen von Mobbing oder Ausgrenzung umzugehen haben. Deshalb ist es wichtig, dass
diese sich nach dem Leitfaden richten, um Schiler*innen in optimierter Form unterstitzen zu
konnen, da die Lehrkrafte eine wichtige Anlaufstelle fur sie darstellen.

Anlage 1

Leitfaden fur Diskriminierung an Schulen

Wie in Fallen von Mobbing, Diskriminierung und Benachteiligung von Schuler*innen
verpflichtend zu handeln ist.

Wichtig ist, dass Sie in Fallen von Problemen, bei denen Sie nicht weiterwissen oder mit
denen Sie sich unwohl fiihlen, eine (sozial-)padagogische Fachkraft hinzuziehen!

Nach folgendem Muster sollen Sie handeln, wenn Schiler*innen Sie aktiv um Hilfe bitten
oder Sie in jene Situationen einweihen:

1. Horen Sie der betroffenen Person genau zu und nehmen Sie die Probleme
ernst.

2. Sprechen Sie der Person gut zu und lassen Sie sie wissen, dass sie keine
Schuld betrifft.

3. Machen Sie die Person auf Hilfsangebote aufmerksam.

4. Besprechen Sie mit der Person, wen Sie eventuell einweihen wollen
(Erziehungsberechtigte, (Sozial-)Padagog*innen, etc.) und was mogliche
LOsungsansatze waren.

Sprechen Sie nicht unaufgefordert mit dem*der Tater*in, da dies die Situation
maoglicherweise verschlimmert

5. Stellen Sie sicher, dass die betroffenen Personen (Opfer und Tater*in) im
schulischen Rahmen nicht miteinander konfrontiert werden, bis die
Problemlage aufgeltdst wurde.

6. Suchen Sie, wenn es mit dem Opfer abgesprochen wurde, das Gesprach mit
dem*der Tater*in und versuchen Sie die Problemlage aufzulosen. Ziehen Sie,
je nach Vereinbarung, das Opfer hinzu.

7. Ubergeben Sie im Zweifel an die bei ,4.“ vereinbarten Personen.

Wichtig: Es muss in allen Fallen eine Handlung erfolgen (von Ihnen oder von

Anderen)!

Nach folgendem Muster sollen Sie handeln, wenn Sie eine Situation beobachten, in der
ein*e Schuler*in gemobbt, diskriminiert und/oder benachteiligt wird:

1. Interpretieren Sie nicht in die Situation hinein, da Sie die Hintergriinde nicht
kennen.

2. Sprechen Sie das vermeintliche Opfer vorsichtig auf Inren Verdacht an.

3. Wenn sich Ihre Vermutungen bestétigen sollten und das Opfer damit
einverstanden ist, handeln Sie nach dem obigen Muster.

Wichtig: Sprechen Sie das vermeintliche Opfer in jedem Fall an und behalten Sie Ihren
Verdacht nicht fur sich!

! https://de.statista.com/themen/132/mobbing/#topicOverview



https://de.statista.com/themen/132/mobbing/#topicOverview

Ziehen Sie eine (sozial-)padagogische Fachkraft hinzu, wenn das Opfer keine Hilfe
annimmt, Sie sich Ihrem Verdacht jedoch sicher sind oder dieser bereits bestéatigt
wurde!

In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/33
Nachteilsausgleich fir Schiler mit Rechenschwache

Antragsteller/Antragstellerin: Tristan Schlabritz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass in schleswig
holsteinischen Schulen ein Nachteilsausgleich fiir Schilerinnen und Schiler mit
Rechenschwéche eingefiihrt wird. Im Gegensatz zu Schilerinnen und Schilern mit Lese-
und Rechtschreibschwéche (Legasthenie) gibt es fir Schilerinnen und Schiler mit einer
Rechenschwéche keinen Nachteilsausgleich. Ihre Beeintrachtigung darf weder in der
Notenvergabe, noch in der Zeit die sie in einer Arbeit oder Klausur brauchen beriicksichtigt
werden. Dies ist jedoch unabdingbar, um bei schulischen Leistungsnachweisen fir
Gerechtigkeit zu sorgen.

Begrindung:
Erfolgt miindlich.

Angenommen.

AK?2

JiL36/34
Behandlung aktueller Themen in allgemeinbildenden Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Johanna Lenz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass im Rahmen
des Schulunterrichts (14- tagig in 2h) aktuelle Themen behandelt werden.

Begrindung:

Dies ist erforderlich, um durch Lehrpersonal und in einer sachlichen Lage Themen
altersgerecht besprechen zu kénnen, um mehr Uber das Thema zu erfahren, mehrere
Perspektiven auf ein Thema zu verstehen, Falschinformationen vorzubeugen und die
Behandlung der Themen nicht abh&ngig von dem jeweiligen Lehrpersonal zu machen.

Gemeinsame Beratung der AntrégeJiL36/34+36 - 42. In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/35
Informations- und Diskussionsveranstaltungen zu aktuellen Geschehnissen in
weiterfihrenden Schulen



Antragsteller/Antragstellerin: Luisa Ackermann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung; Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein, sowie das Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Kultur
des Landes Schleswig-Holstein werden dazu aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass zu
aktuellen politischen und gesellschaftlichen Geschehnissen, wie beispielsweise dem
Nahostkonflikt, flachendeckend geeignete Informationsmaglichkeiten in weiterfliihrenden
Schulen angeboten werden.

Begrindung:

Schilerinnen und Schiler verbringen mindestens fiinf Stunden taglich in der Schule und
somit ist diese der Ort, an dem der meiste Austausch dartber geschieht, was in unserer Welt
passiert. Es ist daher notwendig, dass diese Diskussionen ausreichend unterstitzt werden.
Lehrkraften bleibt neben ihren Aufgaben oft nicht genligend Zeit, sich selbst so mit den
Geschehnissen auseinanderzusetzen, dass sie fur Schilerinnen und Schiiler eine
Maoglichkeit des Austausches bieten kdnnen. Auch zuhause haben nicht jede Schilerin und
jeder Schiler die Chance, ihre Gedanken zu aktuellen Konflikten in der Welt zu &ufRern.
Besonders fur junge Menschen sind der Austausch und die Diskussion jedoch wichtig, da sie
sich in einer Lebensphase befinden, in welcher sie lernen, wie Wirtschaft und Politik
funktionieren und fur sich selbst entscheiden, welche Werte und Ansichten sie vertreten
mochten. Wenn die Schilerinnen und Schiler sich gehort fihlen und gentigend
Informationen zur Verfligung gestellt bekommen, verstehen sie, dass ihre Meinung und ihr
Engagement wertvoll sind. Es ist also notig, in den Schulen Informationsmoglichkeiten in
Form von Vortragen, Diskussionsrunden oder ausgelegtem Material, welches allen zur
Verfligung steht, zu veranstalten bzw. anzubieten. So wird das Demokratieverstandnis von
jungen Menschen gefdrdert und alle haben eine Chance, sich eine Meinung auf Basis
fundierter Recherche zu bilden.

In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/36
Antragstitel/Betreff: Vermittlung von mehr Lebensgrundlagen in Schule

Antragsteller/Antragstellerin: Sally Schrader
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass mehr
Elemente fur die Vorbereitung auf das spatere Leben in die Lehrplane fir alle Schulformen
fur das Land Schleswig-Holstein aufgenommen werden. Sinnvolle Inhalte sollen bei einer
aussagekraftigen Zahl von jungen Erwachsenen nachgefragt werden und demnach in
passende Facher eingebunden werden.

Begrindung:

Junge Menschen stehen nach Ende ihrer Schullaufzeit vor neuen Herausforderungen. Viele
theoretische Inhalte werden in der Schule vermittelt, jedoch fehlt es haufig an den
Grundlagen fiir das Leben generell und in Deutschland.

Durch die vielen Mdglichkeiten die wir in diesem Land haben, haben wir auch sehr viele
Informationen und einige blrokratische Hirden.



Die zukunftigen Erwachsenen frih genug auf dies vorzubereiten sollte unser aller Anliegen
sein.

Seien es Fragen, wie ,Was ist GEZ und wie melde ich mich da an/ab?*, ,Wo und wann muss
ich mich ummelden?®, ,Wie bekomme ich finanzielle Unterstiitzung fir Wohnung, Ausbildung
oder Studium vom Staat und was habe ich fir Mdglichkeiten?*, ,Wie schlie3e ich einen
Vertrag ab und was muss ich beachten?”, ,Wie vergleiche ich Versicherungen, welche
bendtige ich woflr?“ oder aber auch ganz grundlegende Inhalte, wie ,Wie erndhre ich mich
ausgewogen?“ oder ,Welche Arzte sollte ich regelmaRig aufsuchen?*.

Es wére winschenswert dass alle Kinder diese Informationen bereits aus dem Elternhaus
mitbekommen, jedoch kann dies nicht garantiert werden und eventuell haben auch nicht alle
Erziehungs- und Sorgeberechtigten ausreichend Wissen oder Kapazitat dies allen Kindern
weiterzugeben.

Im Rahmen der Schulbildung hat der Staat einmalig die Mdglichkeit alle Menschen zu
erreichen. Dieser Rahmen sollte genutzt werden um die Kinder und Jugendlichen optimal auf
das weitere Leben vorzubereiten und diese Inhalte hier altersgerecht bereits zu vermitteln.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/34+36 - 42. In gednderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/37
Lebensvorbereitende Schulfacher

Antragsteller/Antragstellerin: Max Ludtke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass
lebensvorbereitende Schulfacher, in den Schularten der Gymnasien und
Gemeinschaftsschulen ab der Klassenstufe 6 ermdglicht werden.

Begrindung:

Gerade in der heutigen Zeit fragen sich viele Jugendliche nach der Schule, wie soll ich mich
Bewerben, eine Steuererklarung machen oder was fur Versicherungen bengétigte ich in
meinen Leben?

Und nicht wozu brauche ich jetzt Sinus?

Sollte sowas nicht eine Schule vermitteln, den Alltag des Lebens?

In den meisten Féllen wissen selbst die eigenen Eltern nicht weiter um Ihren Kindern zu
helfen oder mit Rat und Tat beiseite zu stehen.

Selbst einige Lehrer kbénnen nicht weiterhelfen, deshalb sind externe Berater und Experten in
diesem Bereich Sinnvoll, um den Schuler*innen alles notwendige zu vermitteln.

Mit dem moglichem Fach ,Lebensvorbereitung“ was man unterteilen kann in Unterpunkte
(wie Steuern, Antrage, Anmeldungen/Abmeldungen oder Férdermittel), bringen wir den
Jugendlichen genau das bei um Ihnen auf den nachsten Schritten in Ihrem Leben nach der
Schule auf das bestmdgliche vorzubereiten und erleichtern Thnen den Weg ins Leben.

Gemeinsame Beratung der AntréageJiL36/34+36 - 42. In ge&nderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/38
Verbraucherbildung sinnvoll gestalten

Antragsteller/Antragstellerin: Tom Daubmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Die fur Bildung und Verbraucherbildung zustandigen Ministerien sollen aufgefordert werden,
die Implementierung von Verbraucherbildung in den Schulunterricht vorantreiben. Dazu
gehoren diverse Themen zwei Beispiele dafur sind Ernéhrungslehre und Finanzwesen.
Hierbei muss sichergestellt werden, dass dieser Unterricht nicht als Lobbyarbeit zum Beispiel
fur die Landwirtschaft oder fir dessen Image-Verbesserung verwendet wird. Dies soll in
Zusammenarbeit mit allen an Schule beteiligten stattfinden. Der Landtag soll die Ministerien
dazu verpflichten und intensiv Uberwachen.

Begriindung:

Verbraucherbildung ist ein Thema, welches regelméaRig thematisiert wird und dessen
Integration in den Unterricht immer 6fter von Schilern gefordert wird. Das muss dringend
angegangen werden. Die aktuellen Ansétze der Ministerien sind bei weitem nicht
ausreichend. Diese betrachte ich eher als Lobbyarbeit fir die Landwirtschaft. Damit decken
Sie auch nicht das breite Spektrum der Verbraucherbildung ab.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/34+36 - 42. In gednderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/39
Medienpadagogik an Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Bjorn-Erik Koloska
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein und das Bildungsministerium des Landes Schleswig-
Holstein werden dazu aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass der einjahrige
.Medienkompetenz“-Unterricht an weiterfiihrenden Schulen verpflichtend wird und die fur die
Lehrkréfte hierzu notwendigen Fortbildungen zur Verfligung gestellt werden. Zudem werden
sie dazu aufgefordert, weitere medienpadagogische Maflinahmen fiir Grundschulen und
weiterfuhrende Schulen zu prifen und ggf. zu fordern.

Begriindung:

Die Gefahren im Internet werden speziell fir Kinder und Jugendliche immer grél3er. Seien es
Fehlinformationen, Mobbing oder der fahrlassige Umgang mit den eigenen Daten, die Liste
wird immer langer. Um diesem Problem mdglichst friih entgegenzuwirken, sollten bereits in
der Schule Mafinahmen getroffen werden, um die Kinder und Jugendlichen auf diese
Gefahren aufmerksam zu machen und zu sensibilisieren. Dies wirde helfen den Kindern und
Jugendlichen bereits in jungen Jahren einen moglichst sicheren Umgang mit dem Internet
und Social Media zu ermoéglichen und zumindest viele Gefahren zu entschéarfen.

Gemeinsame Beratung der AntrégeJiL36/34+36 - 42. In geanderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/40
Finanzielle Bildung in den Unterricht aufnehmen-Zukunft schaffen!

Antragsteller: Jasper Pfennig
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:
»~Jugend im Landtag“ moge beschliel3en:



Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird dazu aufgefordert, sich fir finanzielle Bildung als
Gegenstand des schulischen Unterrichts einzusetzen.

Begrindung:

In Zeiten ungewisser Renten riickt die private Altersvorsorge zunehmend in den
Vordergrund. Leider haben viele Menschen unzureichendes finanzielles Wissen und neigen
so zu fehlerhaften Entscheidungen, die in die Altersarmut fuhren kénnen.

Langfristige und nachhaltige finanzielle Bildung muss bereits an Schulen beginnen und
Informationen Uber das Finanzsystem, Steuern, private Altersvorsorge, das Rentensystem
oder Uber das Investieren in den Aktienmarkt vermitteln. Neben interessanten Informationen
kénnen so auch praktische Fahigkeiten gelehrt werden.

Da dieses Thema direkt alle Schilerinnen und Schiler betrifft, kann hier zudem das
Interesse am Unterricht gesteigert werden.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/34+36 - 42. In gednderter Fassung angenommen.

AK?2
JiL36/41

Einfihrung von Haushaltslehre als verpflichtendes Unterrichtsfach

Antragsteller/Antragstellerin: Leonard Werner
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass
,Hauswirtschaftslehre® als Unterrichtsfach an allen weiterfihrenden Schulen ab der 8. Klasse
eingefihrt wird. Dieses Unterrichtsfach sollte mindestens 1-mal pro Woche fir eine Stunde
stattfinden und verpflichtend fur alle Schiler und Schilerinnen besagter Klassenstufen sein.

Begrindung:

Aufgrund der immer gré3er werdenden Diskussionen um die Geschlechtergerechtigkeit ist
es meiner Meinung nach wichtig, auch im Haushalt eine Gleichverteilung der Arbeit zwischen
Mann und Frau herzustellen. Heutzutage werden noch immer Witze darlibergemacht, dass
Frauen nur in den Haushalt gehéren, bzw. nichts Anderes koénnen, als sich um Wéasche,
Abwasch etc. zu kiimmern. Der Haushaltsflihrungsunterricht sollte dazu da sein, um mit
diesen Vorurteilen aufzurdumen und auch den Jungen Téatigkeiten im Haushalt beizubringen,
die aktuell noch tGberwiegend Frauen tbernehmen. Im Gegenzug kann der Unterricht auch
den M&dchen Themen naher bringen, die vorzugsweise mannlich gepragt sind
(Handwerkliches).

Das Land Schleswig-Holstein kdnnte hier ein Vorbild sein und mit gutem Beispiel
vorangehen, in dem wir den ,Gender-Gap* verringern und versuchen, die ungleich verteilten
unbezahlten Haushaltstéatigkeiten gerechter aufteilen.

Gemeinsame Beratung der AntrégeJiL36/34+36 - 42. In geanderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/42
Erinnerungskultur in Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Simon Maas
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holsteins wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass jeder
Schilerin und jedem Schiler ein freiwilliger Schulkurs mit dem Themenschwerpunkt
Erinnerungskultur in Bezug auf den Holocaust und den Nationalsozialismus, angeboten wird
und die hierfur notwendigen Fordergelder bereitgestellt werden.

Begriindung:

Oft ist im Geschichtsunterricht keine Zeit, um zum Beispiel den Nationalsozialismus im Detalil
zu besprechen, weswegen Einzelschicksale und Projekte wie Stolpersteine putzen oder der
Besuch einer Gedenkstatte oft vernachlassigt werden. Grade das praktische Tun wie zum
Beispiel das Putzen von Stolpersteinen oder die Erfahrungen, die ein Besuch in einem
Konzentrationslager hinterlassen, veranschaulichen die Zahlen aus dem
Geschichtsunterricht. Auch ein wesentlicher Faktor hierbei spielt der immer wiederkehrende
Antisemitismus, um den entgegenzuwirken ware eine Konfrontation mit dem Leid von
Judinnen und Juden in Deutschland ein wirksames Mittel. Zudem fallt auf, dass viele
Schulerinnen und Schiiler sich grade fur den Nationalsozialismus wieder starker
interessieren, es aber leider in der Schule nicht die Kapazitaten gibt, um dem gerecht zu
werden. Genau so fallt auf, dass nach ihrem Schulabschluss sich die meisten Schulerinnen
und Schler in der Regel sich nicht mehr mit dem Holocaust beschéftigen, da oft Zeit und
Gelegenheit fehlt. Ein zusatzlicher freiwilliger Schulkurs im Bereich Erinnerungskultur kann
dabei helfen, Menschen das Thema naherzubringen und Wissensliicken zuschlieRen. In
Bezug auf den Holocaust ist der Besuch einer NS-Gedenkstatte wahrend der Schulzeit
zudem notwendig, um die Schilerinnen und Schiler zu sensibilisieren, eventuelle
Bildungsliicken zu vermeiden und das ,Nie wieder* nicht in Vergessenheit zu bringen.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/34+36 - 42. In geanderter Fassung angenommen.

AK?2
JiL36/43
Verpflichtende Schulgarten

Antragsteller/Antragstellerin: Johanna Lenz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlief3en:

Der Schleswig- Holsteinische Landtag wird aufgefordert, sich daflir einzusetzen, dass an
allen Schulen Schulgarten verpflichtend eingefiihrt werden.

Begrindung:

Durch die Verpflichtung von Schulgarten lernen Kinder mit der Natur umzugehen und sie zu
schatzen und lernen die Pflanzen- und Tierwelt besser kennen. Dies tragt zu mehr
Umweltschutz und mehr Verantwortung der Kinder fur ihre Umwelt bei, da sie den Garten im
Rahmen des Unterrichts pflegen und so mehr mit der Natur verbunden zu sein.

In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/44
Umgang mit legalen Drogen in der Schule demokratisieren und Schulautonomie
starken

Antragsteller/Antragstellerin: Jona Janowit
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und das Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur werden aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass das strikte
Alkohol- und Rauchverbot an Schulen aufgehoben wird, und die Verantwortung hierfr in die
Hand der einzelnen Schulen zu geben. Gemal} 84 Abs. 11 des SchulG ist das Rauchen
sowie der Konsum von Alkohol auf dem Schulgel&nde und bei schulischen Veranstaltungen
strikt untersagt. Das Ziel dieses Verbots besteht darin, eine alkohol- und suchtmittelfreie
Lebensweise durch Vorbildfunktion zu férdern. Dieses Verbot gilt sowohl flir Schilerinnen
und Schler als auch fur Lehrerinnen und Lehrer.

Daher kann es weder Raucherecken auf dem Schulgelande geben, noch ist auf schulischen
Veranstaltungen, wie Abiturentlassungen und Schulbéllen, das Rauchen oder der Konsum
von Alkohol erlaubt. Ausnahmen von diesem Verbot sind nur tber einen hochbirokratischen
Prozess durch das Ministerium und den Schultrdger moglich. Lehrerinnen und Lehrer, die
dieses generelle Verbot nicht konsequent durchsetzen, kénnen sich strafbar machen.

Die derzeitige Situation fuhrt dazu, dass Schilerinnen und Schiiler regelmafig das
Schulgeléande verlassen, um vor dem Schuleingang zu rauchen. Dies muss ein Ende haben.
Es ist an der Zeit, dass Schulen in ihrer Autonomie, in enger Zusammenarbeit mit den
betroffenen Schilerinnen und Schilern, Uber die Regelungen in Bezug auf Rauchen und
Alkoholkonsum entscheiden kénnen. Dadurch wiirde die Regelung Uber den Umgang mit
Alkohol und Rauchen in die demokratisch legitimierte Hand der Schulkonferenz gelegt
werden. So wirden alle an Schule beteiligte Personen involviert, der biirokratische Umweg
durch Schultréger und das Ministerium umgangen.

Begriindung:
Erfolgt miindlich.

Nichtbefassung.

AK?2
JiL36/45
Regelmalige Erste-Hilfe-Kurse an Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Mia Marten
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fur verpflichtende, regelmafige
Erste-Hilfe-Kurse in den Schulunterricht einzusetzen.

Begrindung:

Erste Hilfe leisten zu kénnen und zu wissen, was im Ernstfall zu tun ist, ist eine wichtige
Alltagskompetenz. Durch die Einibung konkreter Maf3nahmen in Notféllen kdnnen gerade im
Bereich der Ersten Hilfe auch Fahigkeiten, wie Hilfsbereitschaft und Verantwortungsgefinhl
erworben und sukzessive gefestigt werden. Damit leistet die Auseinandersetzung mit
Themen der Ersten Hilfe neben ihrem primaren Ziel der Hilfe in Notféllen einen wichtigen
Beitrag zur Personlichkeitsbildung und Werteerziehung der Schiler*innen. Aus der
flachendeckenden Verbreitung von Erste-Hilfe-Kompetenz ergibt sich eine
gesamtgesellschaftliche Bedeutung: Die Wahrscheinlichkeit, im Notfall ausreichend schnell
Erste-Hilfe-Leistungen zu erhalten, wachst entscheidend. Laut einer Rechnung der DGAI
(Deutsche Gesellschaft fur Anésthesiologie und Intensivmedizin) wirden pro Jahr 10.000
Menschen mehr eine Herzattacke Uberleben, wenn mehr Deutsche reanimieren kénnten und
wirden. In unserem Nachbarland Déanemark wo ein Wiederbelebungsunterricht bereits seit
2005 gesetzlich vorgeschrieben wurde und umgesetzt ist, hat sich die
Laienreanimationsquote von 20% im Jahr 2000 auf mehr als 60% im Jahr 2020 gesteigert,



wodurch sich die Uberlebenschance fiir entsprechend betroffener und hilfsbedurftiger
Personen verdreifacht hat.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/45 - 48. In gednderter Fassung angenommen.

AK2
JiL36/46
Verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse fir Schulen

Antragsteller/Antragstellerin: Michelle Frank
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wir aufgefordert, sich daflr einzusetzen, in Schulen die
Ausbildung der Schilerinnen und Schuler durch einen Hilfe Kurs zu erweitern. Dieser soll an
einem Tag im Halbjahr durchgefiihrt werden.

Begriindung:

Ein halbjahrlich durchgefuhrter verpflichtender Erste-Hilfe Kurs soll Schulerinnen dabei
helfen, zu wissen, wie in Notsituationen zu reagieren ist. Oftmals sind Schiilerlnnen in
Notfallsituationen Uberfordert und wissen nicht, wie sie sich in bestimmten Notféallen oder bei
einfachen Unféllen / Verletzungen verhalten sollen.

Inhalte des Kurses sollen sein:

. Richtiger Umgang mit Not- und Unfallpatienten

. Richtige und sinnvolle Nutzung von Notfallrufnummern (wichtig, da Feuerwehren und
Sanitater aktuell Gberfordert sind mit Bagatelleinsétzen)

. Erste Hilfe Ubungen

. Infos zu Notfall- und Unfallarten

Die halbjahrliche Wiederholung soll dafuir sorgen, dass das erlernte Wissen nicht vergessen
wird. Der Kurs sollte von erfahrenen Ersthelfern gefiihrt werden und mit Ubungen vor Ort
stattfinden, da reale Ubungen besser im Kopf bleiben als theoretische Vorlesungen. Zu
prufen ist, ob dieser Kurs nur fur Oberstufenschiler oder bereits fir Unter- und
Mittelstufenschiler angeboten werden kann.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/45 -48. In geanderter Fassung angenommen.

AK2

JiL36/47
Verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse flir Schiler an allen Weiterfihrenden Schulen in
Schleswig-Holstein

Antragsteller/Antragstellerin: Paul Wollesen
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird dazu aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass
Rahmenbedingungen geschaffen werden, dass jeder Schiler und jede Schilerin wahrend
der Schulausbildung an weiterfiilhrenden Schulen mindestens einmal an einem Erste-Hilfe-
Kurs teilnimmt. Damit diese Erste-Hilfe Schulung keine zusatzliche Belastung fur
Schilerinnen und Schiler darstellt, sollen die Kurse wahrend der Schulzeit stattfinden. Als
maogliche Ausbilder sollte an Kooperationen zwischen Schulen und Hilfsorganisationen, (wie
Z. B.: Das Deutsche Rote Kreuz) gearbeitet werden. Die Kosten dafur tragt das Bundesland
Schleswig-Holstein.



Begrindung:

Erste-Hilfe in Notfallen leisten zu kénnen, sollte selbstverstandlich sein. Sei es ,,nur” den
Notruf korrekt abzusetzen, tber das Anlegen eines Druckverbandes bis hin zur
Laienreanimation, sollte jeder Schulabganger diese Lebensrettenden Basis MalRnhahmen
kennen und anwenden kdnnen. Notfalle kénnen jederzeit und tberall passieren, in vielen
Fallen spielt Zeit ein groRen Faktor, wie der weitere Heilungsverlauf des erkrankten aussieht.
Jeder Schiler, der aus der Schule in das Arbeitsleben oder sonst wo hin entlassen wird,
sollte im Notfall in der Lage zu sein, helfen zu kénnen, und die Zeit, des Therapiefreien
Intervalls bis der Rettungsdienst eintrifft, tGberbriicken kénnen.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/45 - 48. In geanderter Fassung angenommen

AK2

JiL36/48
Verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse fur Schulerinnen und Schiler zwischen der 8. und 9.
Klasse

Antragsteller/Antragstellerin: Johann Schmidt
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fir
verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse fiir Schilerinnen und Schiler zwischen der 8. und 9. Klasse
einzusetzen.

Begrindung:

Die Verpflichtung zu Erste-Hilfe-Kursen zwischen der 8. und 9. Klasse ist von essentieller
Bedeutung. Frihzeitige Schulungen ermdglichen es Jugendlichen, lebensrettende
Fahigkeiten zu erlernen und bei Unfallen oder medizinischen Notfallen wirksam Erste Hilfe
zu leisten. Diese Initiative tragt dazu bei, die Sicherheit im Schulalltag und dariiber hinaus zu
erhdhen, die Selbststandigkeit der Schilerinnen und Schiller zu starken und ihre Sensibilitat
fur Notfallsituationen zu fordern.

Gemeinsame Beratung der AntrageJiL36/45 - 48. In geanderter Fassung angenommen.

Antrage Arbeitskreis 3
Partizipation — Inneres — Recht

AK3
JiL36/49
Wahlen ab 16 auf Bundesebene

Antragsteller/Antragstellerin: Mia Marten
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fir das Wéhlen ab 16 Jahren auf
Bundesebene einzusetzen.



Begrindung:

Die Einfiihrung des Wabhlrechts ab 16 auf Bundesebene in Deutschland ware ein
bedeutender Schritt zur Starkung der demokratischen Teilhabe junger Menschen. Ein
niedrigeres Wahlalter fordert friihzeitige politische Bildung, ermoglicht eine erhdhte politische
Partizipation und bertcksichtigt das bereits vorhandene Mal3 an Reife und
Verantwortungsbewusstsein bei 16-Jahrigen. Diese Jugendlichen sind von politischen
Entscheidungen direkt betroffen und sollten das Recht haben, ihre Interessen zu vertreten.
Die Einbeziehung junger Wahlerinnen und Wahler tragt zur Vielfalt und Innovation im
demokratischen Diskurs bei, was zu einer aktiveren und vielfaltigeren politischen Landschaft
fuhren kann. Insgesamt wirde die Einfihrung des Wahlrechts ab 16 die demokratische
Partizipation starken und die politische Integration junger Menschen férdern.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/50
Starkung kommunaler Kinder- und Jugendvertretungen

Antragsteller: Jonas Paustian
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich fr
eine rechtssichere Losung fur die Teilnahme von Beiraten, insbesondere Kinder- und
Jugendbeirate, an nichtoéffentlichen Sitzungen der verschiedenen kommunalen Gremien
einzusetzen. Die Praxis hat gezeigt, dass hier viele Unsicherheiten, vor allem vor dem
Hintergrund oft minderjahriger Akteure in Bezug auf Geheimhaltung und Haftbarkeiten
herrschen.

Begrindung:

Kinder- und Jugendvertretungen besitzen in Schleswig-Holstein einen immer groer
werdenden Stellenwert. Zahlreiche Themen die Kinder- und Jugendliche betreffen werden
durch sie behandelt und vor allem ihr Standpunkt gegentiber kommunalen Gremien
vertreten; diese Themen sind nicht immer offentlich zu behandeln. Da die Bandbreite der
Themen die im Interessenbereich von Kindern- und Jugendlichen sehr grof3 sein kann, ist es
durchaus gewinnbringend, wenn mit der Nichtoffentlichkeit diese Stimme nicht wegfallt.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/51
Junges Engagement fordern — Jugendparlamente verpflichtend einfiihren

Antragsteller: Niklas Binder
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Ministerium fir Soziales,
Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielRen:

Die Landesregierung und das fur Jugend zustandige Ministerium werden aufgefordert, sich
fur die Einfihrung von Jugendparlamenten oder &hnlichen Formaten ab einer gewissen
Einwohner*innenzahl in Gemeinden und Stadten einzusetzen.



Begrindung:

Kommunen brauchen mehr Jugendbeteiligung. Das ist ein Fakt, den niemand im
Allgemeinen leugnen kann.

Das Format eines Jugendparlamentes oder Jugendbeirat als beratendes Gremium sowie zur
Vertretung der Forderung, Wiinschen und Anregungen von Kindern und Jugendlichen ist fur
jede grolRere Kommune ein must-have!

So lernen junge Menschen schon frih demokratische Prozesse kennen und geben ihnen
nicht nur das Geflhl, Gber wichtige Themen zu entscheiden. Sie tun es auch!

Oft wird nicht mit, sondern Uber die Kinder und Jugendliche entschieden.

Dabei braucht es aber die Stimmen der Generation, die es letztendlich betrifft.

Sei es bei einer Einrichtung eines Jugendraumes fiir ortliche Jugendfeuerwehr, die neue
Skate-Bahn oder neue Gerate fir den maroden Spielplatz.

Aber Jugendbeteiligung ist noch sooo viel mehr, als tiber diese materiellen Dinge zu
entscheiden!

Es geht darum, die Kommune vor Ort erlebbarer zu machen!

Es geht darum, dass sich Kinder und Jugendliche vor Ort wohl fuhlen kénnen, weil sie
wissen, dass jemand da ist, der die Jugendparty organisiert usw.

Selbst in groRen Stadten wie Flensburg gibt es zurzeit kein Jugendparlament, welches fir
alle sprechen kann.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/52
Ehrenamtliches Engagement starken: Mindestalter 16 fir Vereinsvorstande

Antragsteller/Antragstellerin: Jona Janowitz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung; Ministerium fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlief3en:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird dazu aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass
das Mindestalter fur Jugendliche, um ein Vorstandsamt in einem nicht-wirtschaftlichen Verein
zu bekleiden, auf 16 Jahre herabgesetzt wird. Zurzeit erlangen Kinder nach Vollendung des
siebenten Lebensjahres die beschrankte Geschéftsfahigkeit und somit auch die Mdglichkeit
ein solches Vorstandsamt zu bestreiten, jedoch nur mit der Einwilligung der
Erziehungsberechtigten. Diese zusatzliche Hiirde ist, besonders im Hinblick auf bspw. Amter
in politischen Vereinen, nach Vollendung des 16. Lebensjahres nicht mehr notwendig und
soll so abgeschafft werden, um das ehrenamtliche, politische und gesellschaftliche
Engagement Jugendlicher zu starken.

Begrindung:
Erfolgt mindlich.

Angenommen.

AK3

Jil 36/53
Antrag Forderung der Jugendlichen: Ausbau und Vielfalt von Freizeitangeboten in
Stadt und Land

Antragsteller: Lilli Marie Rachenpohler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

“Jugend im Landtag” mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflrr einzusetzen, den Ausbau und die Vielfalt von Freizeitangeboten fir Jugendliche in
Schleswig-Holstein zu fordern. Es sollen MaRnahmen ergriffen werden, um tber die
Vereinsarbeit hinaus Angebote sowohl in Stadten als auch im landlichen Raum zu schaffen.
Dies beinhaltet die Schaffung von Jugendzentren und Treffpunkten, die Férderung von
Sport- und Kulturangeboten sowie die Implementierung digitaler Freizeitangebote.

Begriindung:

Die Férderung von Freizeitangeboten in Stadten und im landlichen Raum gewéhrleistet, dass
Jugendliche, unabhangig von ihnrem Wohnort, Zugang zu attraktiven Freizeitmoglichkeiten
haben. In Stadten schaffen Jugendzentren und Treffpunkte sichere Raume fur soziale
Interaktion und personliche Entwicklung. Gleichzeitig ermdglichen Sport- und Kulturangebote
eine vielfaltige Entfaltung ihrer Talente. Im landlichen Raum unterstiitzt die Initiative die
Schaffung ahnlicher Freizeitmdglichkeiten, um Jugendliche in abgelegenen Gebieten
gleichberechtigt einzubinden. Die Integration digitaler Freizeitangebote reflektiert die heutige
Lebensrealitéat der Jugendlichen und fordert ihre Beteiligung in der digitalen Welt. Zusatzlich
sollte die 6ffentliche Zugéanglichkeit von Sportplatzen als Uberlegenswerte Malinahme in
Betracht gezogen werden, um Bewegung, soziale Interaktion und Gesundheit sowohl in
stadtischen als auch landlichen Gebieten zu férdern. Diese umfassenden Malinahmen
starken nicht nur die Lebensqualitat der Jugendlichen, sondern férdern auch ihre soziale
Integration und personliche Entfaltung. Die Ausrichtung Uber Vereinsgrenzen hinaus
gewabhrleistet eine inklusive und flachendeckende Teilhabe aller Jugendlichen, unabhéngig
von Vereinsmitgliedschaften, und tragt somit zur Gleichberechtigung und Chancengleichheit
bei.

Angenommen.

AK3
JiL36/54
An den Koalitionsvertrag halten — gebt den LSVen ein Biiro!

Antragsteller/Antragstellerin: Niklas Binder
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Die Landesregierung und das fur Bildung zustandige Ministerium werden aufgefordert, das
im Koalitionsvertrag festgehaltene Versprechen, eine ,eigenstandige, raumliche
Geschéftsstelle” fur die Landesschuiler*innenvertretungen des Landes SH zur Verfugung zu
stellen

Begriindung:

Die Landesregierung bzw. das MBWFK haben bereits eines ihrer selbst auferlegten und von
den LSVen in SH lange geforderten Ziele umgesetzt und ausgefiihrt.

Seit Schuljahresbeginn 2023/2024 hat die LSV eine besetzte halbe Stelle fur die inhaltlich,
konzeptionelle Arbeit sowie eine besetzte halbe Stelle fir organisatorische Arbeit erhalten.
Im Jahr 2022 haben sich CDU und Grine im Koalitionsvertrag neben der
Mitarbeitendensituation und weiterer Unterstiitzung bei Durchfihrung der
Landesschiler*innenparlamente, also einer Etat-Erh6hung, darauf verstandigt, eine
eigenstandige, also unabhangig von den Offnungszeiten des MBWFK, nutz/erreichbare
Geschéftsstelle einzurichten.

Bereits seit 2019 sind die Landesschiler*innenvertretungen des Landes durch Raummangel



in ein kleines Biro im Gebaude des MBWFK gezogen.

Wie ihnen versichert wurde, wirde sich méglichst schnell nach einer geeigneten Alternative
umgeschaut werden. Aktuell liegt diese Suche nach geeigneten Raumlichkeit seit einiger Zeit
schon im Finanzministerium des Landes SH.

Fur die Arbeit der 4 Landesschiler*innenvertretungen braucht es vor allem eines:
Flexibilitat. Zu spontanen Arbeitstreffen kann man eben nicht einfach mal so ins Ministerium
gehen, weil ja ein Raum gebucht und bei der Pfortnerei natirlich angemeldet sein muss.
Diese Flexibilitat ist aktuell nicht gegeben, genauso wenig ausreichender Arbeitsplatz, um
beide Mitarbeitenden und die Vier LSVen zum Arbeiten unterbringen zu kénnen.

Die Landesschiler*innenvertretungen sind auf die Arbeit personlich, miteinander im
Gesprach angewiesen.

Angenommen.

AK3

JiL36/55
Politik verstehen ist fir jeden

Antragssteller: Justus Hartmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

,,Jugend im Landtag” moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fur Aufklarungsarbeit von
Politik und einem sozialen Bewusstsein, fir Jugendliche/Kinder, ab der
weiterfihrenden Schule einzusetzen. Gemeint sind jede Art von staatlichen
Einrichtungen und keine bestimmten Einrichtungen.

Begriindung:

Es ist wichtig, dass Kindern/Jugendlichen beigebracht wird aktuelle Themen
verarbeiten zu kdnnen oder verstehen zu konnen. Gerade die sozialen Medien
kénnen junge Menschen unbewusst sehr beeinflussen.

Durch dieses Vorgehen kdnnen Vorurteile und Misstrauen gegentiber der
Politik, bei Kindern/Jugendlichen deutlich vermindert werden.

Nichtbefassung.

AK3
JiL36/56

Projekttage gegen Antisemitismus und Rassismus

Antragssteller: Justus Hartmann
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

,,Jugend im Landtag“ mdge beschliel3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass an jeglichen
staatlichen Einrichtungen Projekttage, gegen Antisemitismus und Rassismus zu veranstaltet
werden.

Begrindung:

Ob das immense Rassismusproblem, der starker werdende Antisemitismus oder
der starke Rechtsruck in Europa, all das sind Herausforderungen, die wir
bekampfen miussen, um die Demokratie zu schiitzen.

Diese Projekttage wirden ein besseres Miteinander férdern oder tGberhaupt ein



Bewusstsein herstellen. Es kann nur helfen immer wieder auf soziale Probleme
aufmerksam zu machen, damit unsere Demokratie und unsere sozialen
Mehrheiten geschitzt bleiben.

Nichtbefassung.

AK3
JiL36/57
Echtes handeln statt Sonntagsreden und Tatenlosigkeit

Antragsteller/Antragstellerin: Julian Antonius Geist
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, weitgehendere Solidaritat fur Israel
auszusprechen.

Regelmalig ist der Staat Israel dem Terror antisemitischer Autokraten ausgesetzt.
Menschen werden nur aufgrund ihres jidischen Glaubens ermordet — deutsche Staatsbirger
werden von Terroristen entfihrt und ermordet, die es nicht auszuhalten scheinen neben
einer Demokratie leben zu missen. Damit muss, nach Meinung von Jugend im Landtag
Schluss sein! Auch wenn sich die entscheidenden Demokratischen deutschen Parteien
bereits alle fir Solidaritat mit Israel ausgesprochen haben tun sie zu wenig. Grade die
Bundesrepublik Deutschland ist aufgrund ihrer Geschichte mehr als alle anderen Lander der
Welt in der Pflicht gegen Antisemitismus und fur die einzig legitime Staatsform, die
Demokratie, zu kampfen. Und das auch wortwoértlich. Daher fordert Jugend im Landtag
folgende Konkrete Mal3Bnahmen um die Wehrhafte Demokratie zu starken und
Antisemitismus zu bekampfen:

- Ein Angebot an Israel zu einer deutschen Beistandspflicht im Kriegsfall

- Das, wenn mdglich, Abschieben aller Asylbewerber, welche sich Antisemitisch in
Wort und Schrift &ul3ern

- Das Verbot der Fatah und anderer Organisationen, welche zum Kampf gegen Israel
aufrufen oder Terroristische Kampfhandlungen gegen Den einzigen Demokratischen Staat
im Nahen Osten unterstitzen.

- Den Reformationstag als Feiertag Abschaffen. Jugend im Landtag ist dariber emport,
dass bis in die Heutige Zeit jedes Jahr einem Vordenker des Antijudaismus, Martin Luther,
gedacht wird.

Jugend im Landtag ist in der Aktuellen Lage besonders froh, in Kiel Tagen zu kénnen. Einer
Stadt, welche Weltweit Metropole fir nicht Atomare High-Tech U-Boote ist. Die Politische
Jugend Schleswig-Holsteins betont, dass die Kieler Werften, welche in der Vergangenheit
auch die Israelische Marine beliefert hat und es sehr beflirwortet, dass diese
Zusammenarbeit auch in Zukunft fortgesetzt wird.

Begriindung:

Erfolgt mindlich.

Abgelehnt.

AK3
JiL36/58

Den Glauben demokratisieren und auf Zukunftskurs bringen.

Antragsteller/Antragstellerin: Julian Antonius Geist
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung



Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Artikel 137 Abs. 1 GG besagt, dass keine Staatskirche besteht. Dartber hinaus herrscht
in Deutschland nach Art. 4 GG und Art. 18 GG sowohl Meinungs- als auch Religionsfreiheit.
Und dennoch haben die gro3en christlichen Kirchen in Deutschland immer noch
unbegreifliche Privilegien. Privilegien aus einer Zeit, die in allen gesetzlichen Punkten, wie
auch gesellschaftlich aufgearbeitet sind.

Die Kirche steht in vielen Dingen Uber allen. Sie darf Dinge, die weder der Staat, nhoch ein
Unternehmen, ein Verein oder Uberhaupt jemand anderes aus der Bundesrepublik
Deutschland darf. Die im Folgenden aufgezahlten Sonderrechte sind nur die Spitze des
Eisberges:

Die Kirche hat das ungerechte Privileg...

... Mitarbeitende aufgrund von Homosexualitat, Scheidung oder der falschen Konfession aus
ihrem Amt entlassen zu durfen .2

... ihren Mitarbeitenden das Streikrecht verwehren zu dirfen .2

... dass alle anderen Glaubensgemeinden und eigetragene Vereine die Mitgliedsbeitrage
selbst einsammeln mussen und fur die Kirche immer noch das Finanzamt die
Zwangsgebihren mit Austrittsbestrafung (in Form von Austrittsgebihr, als Unternehmen
oder Verein ware das illegal) einsammelt und so ,Inkasso Bliro* spielt. Besonders unfair ist
das, weil so jeder Steuerzahler, egal ob glaubig oder nicht, die Kirche mitfinanziert. 4

... dass der deutsche Staat immer noch Reparatur-Zahlungen fiir Enteignungen zur Zeit
Napoleons in Hohe von 540 Mio. Euro pro Jahr leistet .°

... das Personal fir die Ausbildung der Lehrkrafte an den Universitaten, den
Wissenschaftsstandorten, auszuwahlen .°

Darlber hinaus missen Unternehmen, Verbénde, Organisationen, der Staat und jeder, der
positive Aufmerksamkeit erwerben mdchte Geld und Arbeit in Marketing und Vertrieb
investieren. Kirchliche Krankenh&user, Kindergarten und Schulen dagegen sind Werbetafeln
der christlichen Gotteshauser: ,Die Kirche als grolte Wohltater. Und ganz nebenbei werden
in den neutralen Bildungseinrichtungen die zukiinftigen Finanziers fir kirchliche Vorhaben
rekrutiert. Doch was in der Bevolkerung kaum bekannt ist, ist dass die Kirche kirchliche
Kindergerten, Schulen, Krankenh&auser und der gleichen meist gar nicht von der Kirche
finanziert werden. Sehr oft bezuschussen sie diese noch nicht einmal mehr. Im Gegenteil.
Teilweise rechnen die Kirche der Solidargemeinschatft fir die kostenlose Werbung sogar
noch Verwaltung-Entgelte ab, sodass diese daran teilweise Geld verdienen.

Jugend im Landtag spricht sich gegen diese Privilegien und fiir echte Gleichberechtigung der
Religionen und Glaubensgemeinschaften und gegen eine Staatskirche aus!

,Religion — Kannst du gerne privat machen, ist aber reine Privatsache!“ Das ist die Haltung
der politischen Jugend Schleswig-Holsteins.

Dementsprechend werden folgende Anderungen von der Bundespolitik aktiv und von der
Landespolitik als unterstiitzendes Organ im Bundesrat gefordert:

1. Trennung von Staat und Kirche:

a. Die christliche Kirche darf gegenliber einem normalen eingetragenen Verein keine
Privilegien mehr haben. Samtliche Sondergesetze zur Kirche wird alternativios abzuschaffen.
Jetzige Strukturen mussen sich &ndern. Ansonsten wirde das aktuelle Handeln der Kirche in
vielen Punkten als Straftat angesehen und zur Verurteilung gebracht werden.

b. Die Bezahlung von Kirchen-Angestellten sowie die Erbringung jedweder kostenloser
Dienstleistungen, sowie das Eintreiben der Kirchensteuer durch das Finanzamt wird
ebenfalls alternativios abgeschafft.

2 beispielfall: laut Medienberichten des Spiegels und Zeit Online eine Lehrkraft eines Katholischen Gymnasiums
im Mnsterland.

33 Beispielfall: Fir die Altenpflege verhinderten die Caritas und die Diakonie einen allgemeinverbindlichen
Mindestlohn von 14,40 € fiir Hilfskréfte und 18,75 € (bis 2023) fiir examinierte Fachkréfte. (Deutschlandfunk)

4 Zustandigkeitsfinder SH Suchbegriff: Kirchensteuer

5 Deutschlandfunk

b Stiddeutsche Zeitung



https://www.spiegel.de/karriere/borken-katholisches-gymnasium-schmeisst-homosexuellen-lehrer-raus-a-1230021.html
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2018-09/kirchliches-arbeitsrecht-homosexualitaet-schule-muensterland-lehrer-ausschluss
https://www.deutschlandfunk.de/pflegetarifvertrag-das-veto-der-caritas-und-seine-folgen-100.html
https://zufish.schleswig-holstein.de/detail?pstId=8971424
https://www.deutschlandfunk.de/staatsleistungen-an-die-kirchen-bis-in-alle-ewigkeit-100.html
https://www.jetzt.de/wortschatztruhe/wie-viel-kirche-steckt-in-der-uni-568670

C. Samtliche Reparaturzahlungen des Staates an die Kirchen werden sofort gestoppt
und gehdren der Vergangenheit an.

d. Es wird festgehalten, dass nie wieder eine Glaubensgemeinschaft einseitig bevorzugt
wird.

2. Wo Kirche drauf steht muss auch Kirche drin sein.

a. Die kostenlose Werbung fir die Kirchen muss ein Ende haben. Soziale- und

Bildungseinrichtungen darf die Kirche gerne tragen. Und dass der Staat diese Verbesserung
des Zusammenlebens subventioniert, hat auch absolut eine Daseinsberechtigung. Dann
muss die Kirche diese Einrichtungen und das Personal aber auch bezahlen. Und das
eigenstandig!

b. Samtliche Einrichtungen, auf denen Kirche drauf steht, die die Kirche nicht bezahlt
werden sofort umbenannt. Damit ist dann allerdings auch Schluss mit dem Privileg der
kostenlosen Werbung der Kirchen-Angestellten in den Schulen und Kindergarten. Wenn
Kinder sich jede Woche anh6ren méchten, wie toll Gott ist kdnnen sie in ihrer Freizeit in die
Kirche zu gehen. In der Schule hat Religidse Beeinflussung keine Daseinsberechtigung.

3. Die Anderung der Rechtsform der Kirchen

a. Aktuell sind beide Konfessionen der deutschen Kirchen Anstalten des Offentlichen
Rechts. Jugend im Landtag fordert, dass die Kirchen zu eingetragenen Vereinen
umgewandelt und samtliche Mitglieder der Kirche als Mitglieder aufgenommen werden. Das
wirde durch das Vereinsrecht nicht nur zu einer Demokratisierung der Kirche fuhren,
sondern auch weitaus mehr Transparenz und Offenheit, die sich die Kirche so gerne zu
Unrecht auf die Fahnen schreibt, hervorrufen. Ein e.V. ware dartiber hinaus auch nicht mehr
so leicht zu bevorzugen, wie eine A6R.

Begrindung:

Erfolgt Mindlich.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/59
Notfallknopf in Bussen

Antragsteller/Antragstellerin: Luisa Galli
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierun

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlief3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Einfihrung eines Notfallknopfes in
Bussen bei allen Busbetrieben des Landes zu prifen und sich daflir einzusetzen.
Inshesondere sollen dabei Malnahmen zur Verbesserung der Sicherheit fiir Frauen und
nicht-binare Personen im offentlichen Nahverkehr berticksichtigt werden. Es soll ebenfalls
Uberprift werden, inwiefern das Land finanzielle Unterstiitzung fur die Umsetzung dieser
SicherheitsmalRnahme leisten kann.

Begrindung:

Nahezu jede FINTA*-Person hat entweder direkt Erfahrungen gemacht oder kennt jemanden
im personlichen Umfeld, dem sexuelle Belastigung im offentlichen Nahverkehr widerfahren
ist. Steigende Zahlen unterstreichen die Notwendigkeit eines Notfallknopfes im Falle einer
Belastigung im offentlichen Nahverkehr. Dieser wirde eine rasche und diskrete
Hilfeanforderung an das Personal ermdglichen, da oft Scham herrscht oder Betroffene zu
Uberfordert sind, um zu handeln. Zur erfolgreichen Umsetzung schlagen wir daher
erganzend vor, regelmafige vor-Ort-Evaluationen durchzufihren, das Buspersonal gezielt im
Umgang mit Notfallmeldungen und Bel&stigungsfallen zu schulen sowie Informationsplakate
im offentlichen Nahverkehr aufzuhangen, um die Fahrgaste tber die Nutzung des
Notfallknopfes zu informieren. Die Umsetzung wirde bedeuten, dass ein entscheidender



Fortschritt in Richtung erhdhter Sicherheit und Pravention im 6ffentlichen Nahverkehr
erreicht wird.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/60
Den Rotstift bei Rote Rosen ansetzen

Antragsteller/Antragstellerin: Jona Janowitz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag”“ moge beschliel3en:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden dazu aufgefordert,
sich fur eine drastische Senkung des Rundfunkbeitrags einzusetzen. Der Offentlich-
Rechtliche Rundfunk soll sich die Vermittlung von Nachrichten und Informationen als
Kernaufgabe setzen. Samtliche andere Formate, die hauptsachlich oder ausschlieR3lich zur
Unterhaltung dienen, werden an privatwirtschaftliche Unternehmen verkauft. So sollen
Birgerinnen und Burger selbst die Entscheidung haben, ob sie diese Inhalte konsumieren
mdochten. Dadurch kénnen inshesondere Haushalte mit geringem Einkommen finanziell
entlastet werden.

Begrindung:

Erfolgt miindlich.

Angenommen.
AK3
JiL36/61

Bollerverbot

Antragsteller/Antragstellerin: Leonard Rodde
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Landesregierung und der schleswig-holsteinische Landtag werden aufgefordert, sich im
Rahmen ihrer Mdglichkeiten fir ein Boller- und Feuerwerksverbot fir Privatpersonen
einzusetzen und ein Boéller- und Feuerwerksverbot als Bundesratsinitiative einzubringen.

Begriindung:

Die Feinstaubbelastung ist durch ein Verbot deutlich geringer. Aul3erdem entsteht weniger
Mull und es landet auch weniger in der Umwelt. Tiere und Menschen (insbesondere
Tierbesitzer*sinnen, Familien und Menschen mit Fluchterfahrungen) missen sich die Tage
vor und nach Silvester keinen extremen Belastungen, Einschrankungen und Angsten
aussetzten.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3
JiL36/62
Blitzerappverbot abschaffen!

Antragsteller/Antragstellerin: Greta Langschwager



Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird dazu aufgefordert, sich daflr einzusetzen, dass
das Blitzerappverbot abgeschafft wird.

Begrindung:

Das Blitzerappverbot soll abgeschafft werden. Durch dieses Verbot sind die Menschen nicht
dazu angehalten sich eher an die Stral3enverkehrsordnung zuhalten. Es ware zielfihrender
Blitzer an kritischen Stellen (Unfallstellen, Kinder-Und Jugendeinrichtungen) im
StralB3enverkehr zu positionieren. So kdnnen diese von vorne rein ausgemacht werden und
man konnte bewusst das Unfallrisiko minimieren, ohne dass man beim Sichtkontakt mit
einem Blitzer scharf auf die Bremse tritt. So ergeben sich namlich nur neue Risiken.
AulRRerdem wiirden sich so die Kommunen nicht rein auf Einnahmen von den Geldbuf3en
stitzen und mussten sich eigene Wege zur Finanzierung suchen.

Abgelehnt.

AK3
JiL36/63
Hundesteuer abschaffen

Antragsteller/Antragstellerin: Anton Gronau
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass die
Hundesteuer abgeschafft wird.

Begriindung:

Erfolgt miindlich.

Angenommen.
AK3
JiL36/64

Erbschaftssteuer abschaffen

Antragsteller/Antragstellerin: Joel Ressler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, sich dafur einzusetzen, dass die
Erbschaftssteuer abgeschafft wird.

Das erwirtschaftete Geld wird erarbeitet und anschliel3end je nach Gehalt besteuert.
Deutschland gehort dabei zu der Gruppe der Hochststeuerlander.

Wenn ein Verstorbener Nachlass an Familienmitglieder hinterlassen méchte, muss dieser ab
einen bestimmten Betrag eine Erbschaftssteuer zahlen. Insgesamt wird mit der
Erbschaftsteuer doppelt besteuert, was mit Ausbeutung gleichgesetzt werden kann, da der
Soll schon erfillt wurde und eine jeweilige Steuer, z.B. die Lohnsteuer, auf das vererbte
Kapital bezahlt wurde. Dies geht auf die Kosten des Hinterbliebenen, vor allem aber auf die



Schicht der mittleren Einkommen. Diese mussten sich je nach Beziehung des Verstorbenen
an einen gewissen Freibetrag hallten. Alles dartiber hinaus muss zusatzlich besteuert
werden. Dies hat finanzielle Auswirkungen auf die Hinterbliebenen.

Aus den genannten Grinden fordern wir deshalb die Abschaffung der Erbschaftssteuer, um
die Hinterbliebenen zu entlasten.

Begrindung:

Erfolgt mindlich.

Abgelehnt.
AK3
JiL36/65

Die Zukunft ist Freiheit. Jungen Menschen Partizipation erlauben.

Antragsteller/Antragstellerin: Julian Antonius Geist
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

»~Jugend im Landtag“ moge beschlielen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich gegen das Oderflow Prinzip Verbot
auszusprechen.

Trade Republic, einer der bekanntesten Neobroker hierzulande bietet seine Dienstleistungen
seit dem Jahr 2015 an. Seit dem hat sich das Spaar Volumen von ETF-Sparplanen in
Deutschland verzehnfacht. Statt nahezu null mittlerweile immerhin bis zu 3% Zins legen
grade junge Menschen ihr Geld lieber mit einer durchschnittlichen Rendite von bis zu 6%
p.a. an. Mdglich gemacht haben das durch ihre giinstige Kostenstruktur gewachsene Neo-
Broker. Durch das Payment for Oderflow-Prinzip gehoren absurde Transaktionskosten fur
klein-Anleger der Vergangenheit an. Die Welt der Partizipation an Gewinnen grof3er
Konzerne ist endlich nicht mehr den wohlhabenden vorenthalten.

Der Bankenlobby gefallt das nattrlich nicht, weshalb die von Ursula Von der Leien (CDU)
gefuhrte EU Kommission aktuell an einem Verbot des Payment for Oderflow-Prinzips
arbeitet.

Jugend im Landtag spricht sich gegen dieses Verbot aus. Die grade erst geschaffene
Alternative zu den grof3en Banken, die das Geld selbst zu besseren Konditionen anlegen
darf nicht zerstort werden!

Grade junge Anleger missen in ihren Rechten geschiitzt werden. Dariliber hinaus muss der
,Pro Business” Kurs der EU endlich in einen sozialen ,Pro Market” Kurs umgewandelt
werden.

Begrindung:
Erfolgt mindlich.

Nichtbefassung.

AK3
JiL36/66
Aufklarung Uber Organspende verpflichteten

Antragsteller/Antragstellerin: Lilly Garcia Rose
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:
»~Jugend im Landtag“ mdge beschlielen:



Der Landtag in Schleswig- Holstein wird aufgefordert, sich dafir einzusetzen, dass in allen,
in Schleswig-Holstein stattfindenden, Erste-Hilfe-Kursen eine Aufklarung Uber die Moglichkeit
der Organspende und Uber den Besitz eines Organspendeausweis verpflichtend eingefihrt
wird. Generell soll es mehr Werbung fir eine Organspende geben. Zusétzlich soll gepriift
werden, ob auch an Schulen Uber eine Organspende informiert werden sollte.

Begrindung:

Ein Organspendeausweis kann Leben retten und deswegen muss mehr Uber die Mdglichkeit
einer Organspende informiert werden. Die Zahl der Menschen, die bereit sind eins ihrer zu
spenden, sinkt. Doch die Zahl der Menschen, die auf eine lebenswichtige Organspende
warten, ist wesentlich hdher, dass ungefahr 10fache.

2022 haben nur 10,3 von einer Million Personen in Deutschland ein Organ gespendet, nach
ihrem Hirntod. Dass man eine Organspende braucht, kann jeden treffen, jeden Alters.
Deswegen ist es wichtig, dass es in Zukunft zu mehr Organspenden kommt.

In geanderter Fassung angenommen.

AK3

Jil 36/67
Antrag Forderung der Wasserstofftechnologie im Kontext von Windenergie in
Schleswig-Holstein

Antragsteller: Lilli Marie Rachenpoéhler
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag:

“Jugend im Landtag” mdge beschlielen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden aufgefordert, sich
daflir einzusetzen, dass die Forschung, Entwicklung und Anwendung von
Wasserstofftechnologien im Verbund mit Windenergie in Schleswig-Holstein aktiv gefordert
wird. Dies beinhaltet nicht nur die finanzielle Unterstitzung von Forschungsprojekten,
sondern auch den Ausbau der erforderlichen Infrastruktur und die konkrete Implementierung
von umweltfreundlichen Wasserstoffanwendungen im Energiemix des Landes.
Begrindung:

Die Verbindung von Wasserstofftechnologie und Windenergie reprasentiert eine
transformative Ldsung fur die Herausforderungen der nachhaltigen Energiegewinnung. In
diesem innovativen Ansatz wird Uberschiissiger Windstrom dazu genutzt, durch Elektrolyse
Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff zu spalten. Der erzeugte Wasserstoff kann dann als
sauberer Energiespeicher dienen, der bei Bedarf zur Stromerzeugung genutzt wird. Diese
umweltfreundliche Synergie ermdglicht nicht nur die effiziente Nutzung erneuerbarer
Energien, sondern tréagt auch zur Losung des Speicherproblems bei schwankender
Energieproduktion bei.Die Férderung dieser Technologien starkt nicht nur die Position
Schleswig-Holsteins als Vorreiter in nachhaltigen Energiesystemen, sondern tragt auch zur
Schaffung von Arbeitsplatzen im Bereich der griinen Technologien bei. Durch die gezielte
Unterstlitzung von Forschung und Infrastrukturinvestitionen ebnet dieser Ansatz den Weg fur
eine nachhaltige, zukunftsorientierte Energieversorgung in unserem Bundesland.

Die gewonnene Wasserstoffenergie kann vielseitig eingesetzt werden, beispielsweise in der
Industrie, im Verkehrssektor fir emissionsfreie Mobilitdt oder als Brennstoff fir Heizungen in
Gebauden. Diese breite Anwendbarkeit macht den gewonnenen Wasserstoff zu einem
flexiblen und umweltfreundlichen Baustein in unserem Energiemix.

Angenommen.




	11. Ausschüsse Wirtschaft.pdf
	Beschlüsse ink. Anträge.pdf



